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STÄDTE- UND GEMEINDERAT ist die einzige unabhängige
und ebenso die meistgelesene Fachzeitschrift für Kom-
munal- und Landespolitik in Nordrhein-Westfalen. Sie
führt kommunale Wissenschaft und Praxis, Kommunal-
recht und Kommunalpolitik zusammen. Die Zeitschrift hat
sich als Diskussionsforum für neue Entwicklungen in der
kommunalen Welt einen Namen gemacht.

Die 1946 erstmals verlegte Fachzeitschrift STÄDTE- UND

GEMEINDERAT ist das offizielle Organ des Städte- und Ge-
meindebundes Nordrhein-Westfalen. Als Spitzenverband
kreisangehöriger Städte und Gemeinden repräsentiert
dieser rund 9 Mio. Bürger und Bürgerinnen sowie 86 
Prozent der Ratsmitglieder in Nordrhein-Westfalen.

STÄDTE- UND GEMEINDERAT enthält monatlich aktuelle 
Informationen aus den zentralen Interessengebieten der
Kommunalpolitiker und Verwaltungsbeamten:

• Finanzen, Wirtschaft, Soziales, Schule und Kultur
• Verwaltungsfragen und Neue Steuerung
• Kommunalrecht
• Kommunale Wirtschaftsunternehmen
• Tourismus und Freizeit

Darüber hinaus enthält STÄDTE- UND GEMEINDERAT Sonder-
seiten, die überregional über Produkte und Neuheiten für
den kommunalen Markt informieren. Der Leser erhält so-
mit einen Überblick über Aktuelles aus den Bereichen:

• Bürokommunikation
• Umweltschutz
• Nutzfahrzeuge im öffentlichen Dienst
• Müll- und Abfallbeseitigung
• Verkehrswesen
• Landschaftspflege
• Wohnungswesen, Städtebau
• Freizeitanlagen, öffentliche Schwimmbäder
• Kommunale Energieversorgung
• Kreditwesen
• Raumplanung
• Krankenhausbedarf

Mit STÄDTE- UND GEMEINDERAT sind Sie 
abonniert auf Branchen-Information.

Schicken Sie den ausgefüllten Antwortcoupon an den 
Krammer Verlag, 
Vertriebsabteilung, Postfach 17 02 35, 
40083 Düsseldorf. 
Wenn es schneller gehen soll, faxen Sie uns den 
unterschriebenen Coupon:

FAX: 0211/9149-450

Name/ Vorname/Firma

Straße

Postleitzahl/Ort

Telefon/Fax

VAT-Nr.

Ich bezahle ❏ per Bankabbuchung ❏ gegen Rechnung

Bankleitzahl Konto-Nr.

Bankinstitut  Datum/Unterschrift 

Ja, ich möchte STÄDTE- UND GEMEINDERAT kennenlernen! Bitte senden Sie mir die näch-

sten drei aktuellen Aus gaben zum Vorzugspreis von nur € 10,25 (incl. MwSt. und Versand).

Die Lie ferung  endet mit Zustellung des dritten Heftes und geht nicht automatisch in ein

Jahres abonnement über.

Ja, ich kenne STÄDTE- UND GEMEINDERAT bereits und möchte die Zeitschrift (10 Ausgaben)

im günstigen Jahresabonnement (€ 78,- incl. MwSt. und Versand) bestellen.

Vertrauens-Garantie: Das Abo können Sie innerhalb von 10 Tagen nach  Absendung des Bestell coupons 
schriftlich beim Krammer Verlag, Vertriebs abteilung, Postfach 17 02 35, 40083 Düsseldorf, widerrufen.
Rechtzeitige Absendung genügt!

Datum/Unterschrift 

❏

❏

Die Fachzeit schrift Für Kommunal-und
Landespolitik in Nordrhein-Westfalen
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Die Fachzeitschrift für Kommunal- und
Landespolitik in Nordrhein-Westfalen

Dr. Bernd Jürgen Schneider
Hauptgeschäftsführer StGB NRW

EDITORIAL

Alle Ämter unter einem Dach - so einfach und
übersichtlich wünschen sich Bürger und Bürgerinnen 
ihre Kommunalverwaltung. Aber die Realität sieht anders
aus. Nicht nur, dass kommunale Einrichtungen über die
ganze Stadt oder Gemeinde verteilt sind - auch 
organisatorisch gehören kommunale Institutionen 
vielfach unterschiedlichen Gesellschaften an. 
Das ist sinnvoll und notwendig, um wirtschaftlich 
arbeiten zu können und bei der Erledigung der Aufgaben
möglichst flexibel zu sein. Es gibt unterschiedliche 
Gesellschaftsformen - von der Anstalt öffentlichen Rechts
über die GmbH bis zur Aktiengesellschaft -, die von den
Städten und Gemeinden genutzt werden. 
Etwas nicht in der Kernverwaltung zu erledigen, sondern
in ausgegründeten Gesellschaften, hat noch weitere 
Vorteile. Es lassen sich private Partner einbinden. Dies
kann in solch unterschiedlichen Bereichen wie 
Abfallentsorgung oder Kulturmanagement von Vorteil
sein. Nicht nur, weil mehr Geld zur Verfügung steht, 
sondern auch weil die Verantwortung auf mehrere 
Schultern verteilt wird.
Je mehr Gesellschaften es gibt, die von der Kommune
gegründet sind oder an denen sie sich beteiligt, desto 
drängender stellt sich die Frage der Kontrolle. Schließlich
sollen diese Gesellschaften kommunale Ziele verfolgen,
die vom Rat festgelegt sind. Haben die Gesellschaften

sehr viel Handlungsfreiheit, droht die Gefahr eines nicht
mehr zu steuernden Eigenlebens. 
Hier sind die Städte und Gemeinden gefordert, ihre
Steuerungsinstrumente zu verbessern. Am Anfang 
steht der genaue Überblick, was sich in den 
Beteiligungsgesellschaften wirtschaftlich tut. Allerdings
schießt die Pflicht zur Erstellung eines Gesamtabschlusses
- wirksam erstmals zum Jahresende 2010 - über das Ziel
hinaus, jedenfalls bei kleineren Kommunen. Zum einen
erfordert der Gesamtabschluss einen enormen Aufwand,
bindet Personal und Ressourcen. Zum anderen sind die
aus einem Rückblick gewonnenen Zahlen zur Steuerung
der Gesellschaften wenig hilfreich. 
In einem anderen Bereich haben die Kommunen gute
Vorarbeit geleistet: Transparenz gegenüber der 
Öffentlichkeit. Der vor knapp einem Jahr fertig gestellte
Public Corporate Governance Kodex legt Grundsätze 
guter Unternehmensführung fest. Seine Implementierung
ist freiwillig - und daher umso wirksamer. Jedoch wird
seine Wirkung vom gleichzeitig beschlossenen 
Transparenzgesetz eingeschränkt. Dieses verlangt die 
individualisierte Veröffentlichung der Gehälter von 
Vorständen, Geschäftsführern und Aufsichtsräten - 
eine Maßnahme, die eher Unfrieden stiftet 
als Vertrauen schafft. 
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Kontinent der Hoffnungen
Mein europäisches Leben, v. Klaus Hänsch, 272 S., Lei-
nen mit Schutzumschlag, Dietz Verlag, 2010, 18 Euro;
ISBN 3-8012-0403-7

Kaum jemand hat europäische Politik über eine
solch lange Zeit mitgestaltet wie Klaus Hänsch.
Der SPD-Politiker aus dem schlesischen Sprot-
tau, der in Flensburg aufwuchs und in Berlin als
Politologe promoviert wurde, gehörte dem Euro -

päischen Parlament von seiner Gründung 1979 bis ins Jahr 2009 an.
In seinen Erinnerungen, die politisches Wirken und familiäre Erleb-
nisse geschickt verknüpfen, lässt er die Leser an Triumphen und Nie-
derlagen teilhaben. Machtbewusst, aber auch selbstkritisch schil-
dert Hänsch seine prägende Zeit als EP-Präsident 1994-1997 und als
Präsidiumsmitglied des EU-Verfassungskonvents 2002-2003. Wer
nach Anschauung sucht, wie multinationale Politik gelingen kann,
wird an dem sorgfältig recherchierten und amüsant geschriebenen
Buch seine Freude haben.

Beamtenstatusgesetz
Kommentar, v. Prof. Dr. Karin Metzler-Müller, Rena-
te Zentgraf, Dr. Reinhard Rieger u. Erich Seeck, For-
mat 16,5 x 23,5 cm, 506 S., kartoniert, Kommunal-
und Schulverlag GmbH & Co.KG, 2010, 59 Euro, ISBN
3-8293-0881-6

Das Werk enthält ein informatives Vorwort,
dem sich eine Inhaltsübersicht sowie ein Ab-
kürzungs- und ein Literaturverzeichnis an-
schließen. Vor dem Gesetzestext im Zusammenhang werden in einer
Einführung die Historie, die Gesetzesentstehung und der Inhalt des
Beamtenstatusgesetzes aufgezeigt. Dann werden die einzelnen Vor-
schriften des Beamtenstatusgesetzes erläutert. Im Anhang sind die
Texte der ergänzenden Rechtsvorschriften abgedruckt. Ein Stich-
wortverzeichnis hilft Benutzern bei der Erschließung des Inhalts. Der
Kommentar bietet Rechtsanwendern in der Verwaltungspraxis so-
wie dem öffentlichen Dienst in den Bundesländern eine kompeten-
te Orientierungs- und Arbeitshilfe.. 

Öffentliches Baurecht
v. Dr. Frank Stollmann, 385 S., kartoniert, Verlag C. H.
Beck, 7. Auflage, 2010, 26 Euro, ISBN 3-406-69080-6

Die Darstellung deckt den Pflichtstoff zum öf-
fentlichen Baurecht ab: Grundlagen des öffent-
lichen Baurechts, Bauleitplanung, Instrumente
zur Sicherung der Bauleitplanung sowie zur
Planverwirklichung, bauplanungsrechtliche Zu-
lässigkeit von Vorhaben, Bauordnungsrecht und
Kontrolle zur Einhaltung des Baurechts. Für die

Neuauflage wurden mehrere landesrechtliche Änderungen sowie
aktuelle Rechtsprechung und Literatur eingearbeitet. Außerdem
wurden neue ausbildungs- und examensrelevante Fälle aufgenom-
men. Zahlreiche Beispiele mit Lösungen sowie ansprechende Grafi-
ken runden die Ausführungen ab.
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Kommunalfreundliches Urteil zum
Kinderförderungsgesetz
Das Land NRW muss seinen Kommunen die Kosten für den wei-
teren Ausbau der Kindertagesstätten erstatten. Das hat der Ver-
fassungsgerichtshof in Münster am 12. Oktober 2010 entschie-
den. Demnach hat das Land Städte und Kreise zu entschädigen,
wenn durch den zusätzlichen Ausbau der Kleinkindbetreuung
höhere Kosten entstehen. Das Kinderförderungsgesetz sieht von
August 2013 an einen Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz
für alle Kinder zwischen einem und drei Jahren vor. Die kommu-
nalen Spitzenverbände in NRW messen dem Richterspruch „bun-
desweite Signalwirkung“ bei. Das Gericht habe festgestellt, dass
dem seit 2004 in der Landesverfassung verankerten Prinzip „Wer
bestellt, bezahlt“ Rechnung getragen werden müsse, heißt es in
einer Presseerklärung von Städte- und Gemeindebund, Städte-
tag und Landkreistag NRW.

2,6 Millionen Euro für Integrations-
Projekte in 71 Kommunen
Das Landesprogramm zur innovativen kommunalen Integrati-
onsarbeit „KOMM-IN“ stößt bei den nordrhein-westfälischen
Städten und Gemeinden auf großes Interesse. Wie das NRW-Mi-
nisterium für Arbeit, Integration und Soziales mitteilte, erhalten
in diesem Jahr insgesamt 71 Kommunen knapp 2,6 Mio. Euro Zu-
schüsse für entsprechende Projekte zur Förderung der Integrati-
on vor Ort. 13 Kommunen beteiligten sich erstmals an dem Lan-
desprogramm. Die gute Resonanz führt das Ministerium unter
anderem auf die enge Abstimmung mit den Kommunen bei der
Gestaltung der Richtlinien zurück. So setze das Land lediglich die
Rahmenbedingungen. Den Kommunen bleibe genügend Raum,
die Projekte so zu konzipieren, dass vor Ort angemessene Lösun-
gen entwickelt werden könnten

Bald mehr und besser finanzierte 
Familienzentren
Das Land Nordrhein-Westfalen will die Familienzentren weiter
ausbauen. Dies betonte NRW-Kinder- und Jugendministerin Ute
Schäfer bei der ersten von insgesamt vier regionalen Informati-
onsveranstaltungen für Familienzentren und Kindertagesstät-
ten Anfang Oktober 2010 in Dortmund. Die Familienzentren in
Nordrhein-Westfalen waren unter der Landesregierung von CDU
und FDP eingeführt worden. Derzeit bieten rund 2.000 dieser
Einrichtungen Kinderbetreuung, Familienberatung und Famili-
enbildung aus einer Hand. Dafür stehen rund 23 Mio. Euro zur
Verfügung. Diesen Betrag will die jetzige NRW-Regierung noch
erhöhen. 

Prämierung von 34 vorbildlichen 
Bauten in NRW
Mit den Prädikaten innovativ, vorbildlich und richtungsweisend
wurden Ende September im K21, dem Ständehaus in Düsseldorf,
34 neue oder erneuerte Bauwerke aus Nordrhein-Westfalen aus-

gezeichnet. Das NRW-Ministerium für Wirtschaft, Energie, Bau-
en, Wohnen und Verkehr sowie die Architektenkammer NRW
vergaben gemeinsam die „Auszeichnung vorbildlicher Bauten“
an Architekten und Bauherren, die Gebäude realisiert haben, die
in ästhetischer, technischer, sozialer oder städtebaulicher Hin-
sicht als richtungsweisend für die kommenden Jahre gelten
können. Die prämierten Bauten stehen in Aachen, Bad Münster-
eifel, Baesweiler, Bielefeld, Bochum, Düsseldorf, Essen, Hagen,
Hilden, Köln, Lemgo, Münster, Neuss, Solingen, Verl und Zülpich.

PPP-Projekt zum Erhalt von 
Landesstraßen in Südwestfalen
Die nordrhein-westfälische Landesregierung wird in den kom-
menden 16 Jahren rund 22 Mio. Euro in die Erhaltung von 100
Kilometern Landesstraßen im Raum Südwestfalen investieren.
Wie das NRW-Verkehrsministerium mitteilte, wurde der Ver-
trag mit einem Bieterkonsortium aus den drei Firmen Eurovia
Infra, Kemna Bau sowie Rohde Anfang Oktober 2010 unter-
zeichnet. Nach dem Vertrag entscheidet der Auftragnehmer ei-
genverantwortlich über die Erhaltungsstrategie und trägt da-
für auch das Qualitäts- und Erhaltungsrisiko. Konkret wurde
nur vorgegeben, dass der Auftragnehmer einen festgelegten
Standard auf den Landesstraßen spätestens nach drei Jahren
erreichen muss. 

Westfälische Kommunen bei 
Solarnutzung Spitze
Westfälische Städte und Gemeinden sind führend bei der Ge-
winnung von Strom und Wärme aus Sonnenenergie. Wie ein
Blick in die nordrhein-westfälische Landeswertung der Solar-
bundesliga zeigt, liegen auf den ersten 25 Plätzen 24 westfäli-
sche Kommunen. Spitzenreiter ist Borgentreich. Die Stadt weist
im NRW-Vergleich das beste Verhältnis von Solarenergieerzeu-
gung zur Einwohnerzahl auf. Die Solarbundesliga wird von der
Deutschen Umwelthilfe und dem Informationsdienst Solarthe-
men veranstaltet. Maßstab für die zweiteilige Wertung ist im
solarthermischen Teil die Kollektorfläche pro Einwohner und für
den Bereich Photovoltaik die pro Kopf installierte Leistung in Ki-
lowatt.

NRW-Schulprojekte erfolgreich bei
Kulturwettbewerb
Allein elf der 33 Preisträger des diesjährigen bundesweiten Kul-
turwettbewerbs „Kinder zum Olymp!“ kommen aus Nordrhein-
Westfalen. Die Kulturstiftung der Länder zeichnete die Gewin-
ner für innovative Kooperationsprojekte zwischen Schulen und
Künstlern oder Kultureinrichtungen aus. Insgesamt beteiligten
sich mehr als 700 Schulen an dem Wettbewerb. Unter den aus-
gezeichneten Projekten in NRW gehören Vorhaben der Gesamt-
schule Velbert-Mitte, der Gemeinschaftsgrundschule Dörenha-
gen der Gemeinde Borchen, Projekte aller Grund-, Förder- und
weiterführenden Schulen in Neukirchen-Vluyn sowie der Europa -
schule Herzogenrath.

NACHRICHTEN
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munalen Gesamtabschlusses zu nennen.
Dieser hat die Aufgabe, durch Einbeziehung
der ausgegliederten Bereiche einen neuen
und umfassenden Einblick in die Vermö-
gens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage der
Kommune zu liefern und insbesondere die in-
terkommunale Vergleichbarkeit der Informa-
tionen sicher zu stellen. 
Sowohl die prekäre finanzielle Situation der
Kommunen als auch die anstehende erstma-
lige Aufstellung eines kommunalen Ge-
samtabschlusses bieten Anlass für die Kom-
munen, sich dem Thema „Einbindung des Be-
teiligungsmanagements“ zur Bewältigung
dieser Herausforderungen zu widmen.

ZENTRALE SCHNITTSTELLE

Das Beteiligungsmanagement bildet die
zentrale Schnittstelle zwischen Verwaltung,
Politik und den kommunalen Beteiligun-
gen. Zur Erfüllung dieser Funktion sind eine
klare Definition der Aufgaben sowie die
richtige disziplinarische Anbindung beson-
ders wichtig. Dabei muss die Anbindung so
erfolgen, dass ein konsequenter und lücken-
loser Informationsfluss zwischen den Betei-
ligten erfolgen kann. Für einen kontinuierli-
chen und professionellen Umgang mit den
Beteiligungen ist die Bündelung von Erfah-
rung und Kompetenz an einer zentralen
Stelle notwendig.
Für ein funktionsfähiges und effektives Be-
teiligungsmanagement ist die Vorgabe ge-
eigneter Ziele durch die Kommune eine ent-
scheidende Grundlage. Doch entsprechende
Ziele lassen sich nur festlegen, wenn die Kom-
mune ihr eigenes individuelles Zielsystem
kennt oder bestimmt hat und daraus Strate-
gien für das Beteiligungsmanagement ent-
wickeln kann. 
Aus den sich so ergebenden Strategien für das
Beteiligungsmanagement sind die Vorgaben
für die Beteiligungen abzuleiten. Aufgrund
der kommunalen Besonderheiten sind sach-
liche und finanzielle Ziele zu unterschei-
den. Das kommunale Beteiligungsportfolio
ist auf diese Ziele auszurichten, wobei die Er-
füllung öffentlicher Aufgaben klar im Vorder-
grund stehen muss. 

ERFOLG MESSEN 

Um die Zielerreichung messbar zu machen,
müssen geeignete Messgrößen gefunden
werden. Sofern Zielgrößen nicht erreicht
werden, müssen die Ursachen analysiert
und Maßnahmen diskutiert sowie beschlos-
sen werden. Maßnahmen können aber nur

Professionelles Beteiligungsmanagement auf kommunaler Ebene
hat die Aufgabe, Tochtergesellschaften zu steuern und zu 
überwachen und so Einsparungen im Kernhaushalt zu realisieren

Aufgabenbereiche regelrechte Zentrifugal-
kräfte die Kluft zwischen den Beteiligungen
und Kommunen weiter vergrößerten und zu
einer zunehmenden Verselbständigung der
Beteiligungen führten. Die Akteure in Politik,
Verwaltung und bei den Beteiligungen ha-
ben hierzu vielfach ihren Beitrag geleistet. 

BEITRAG ZUR KONSOLIDIERUNG 

Aktuell ist die Situation vieler Kommunen auf
der einen Seite durch stetig neue Aufgaben,
auf der anderen Seite durch wegbrechende
Einnahmen gekennzeichnet. In diesem
schwierigen finanziellen Umfeld kann kein
kommunales Betätigungsfeld von der Ver-
pflichtung, einen Beitrag zur Konsolidie-
rung der kommunalen Haushalte zu leisten,
ausgenommen werden. Dies gilt auch für die
kommunalen Beteiligungen.
Als zusätzliche Aufgabe ist die durch den Ge-
setzgeber in verschiedenen Bundesländern
initiierte Pflicht zur Aufstellung eines kom-

ei einer Vielzahl von Kommunen hat das
Streben nach Dezentralisierung der

Aufgabenbereiche zu einem breit gefächer-
ten Portfolio kommunaler Beteiligungen
geführt. Getrieben wurden diese Aktivitäten
von dem Wunsch, durch mehr Transparenz
Effizienzsteigerungen zu erreichen. Auch
vor Kernbereichen der öffentlichen Verwal-
tungen hat das Streben nach Dezentralisie-
rung nicht Halt gemacht. Der kommunale
Konzern ist nun für fast alle mittelgroßen und
großen Städte Realität. 
Die im Rahmen der Dezentralisierung ange-
strebten Vorteile ließen sich aber in der Ver-
gangenheit vielfach nicht realisieren, da
nach der Ausgliederung der kommunalen

Der größte Teil der kommunalen 
Wertschöpfung wird in kommunalen 
Unternehmen erwirtschaftet

Konzern Stadt soll über
Beteiligungen wachen
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Uwe Krebs ist Wirtschafts-
prüfer und Steuerberater der
Ernst & Young Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft in Essen

DER AUTOR

THEMA BETEILIGUNGSSTEUERUNG
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dann Wirkung entfalten, wenn dem Beteili-
gungsmanagement auch ausreichende
Steuerungsmöglichkeiten zur Verfügung
stehen. 
Dies setzt voraus, dass das Beteiligungsma-
nagement zur wirksamen Steuerung der
Beteiligungen entsprechend legitimiert wird.
Dies ist auf politischer Ebene einzufordern.
Die Politik ist dann in der Pflicht, das Betei-
ligungsmanagement bei der Umsetzung
der Maßnahmen zu unterstützen.
Das Beteiligungsmanagement muss mit
den übrigen Informationssystemen der Kom-
mune in seinem Handeln abgestimmt sein.
Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund
der Einführung neuer Informationssysteme
wie dem Gesamtabschluss. Das Beteiligungs-
management darf nicht zum Selbstzweck
werden. 

FAKTISCH STEUERUNGSLÜCKE 

Das Handeln in diesem Bereich wird durch die
Akteure aus Politik, Verwaltung und Unter-
nehmensleitungen bestimmt. Dabei hat
sich oftmals aufgrund formeller und informel-
ler Kommunikations- und Entscheidungswe-
ge, aufgrund von Intransparenz sowie profes-

sioneller Überlegenheit der Unternehmens-
leitungen eine Steuerungslücke aufgetan.
Dies führte dann zu mangelnder Kontrolle
und Verselbständigung der Tochterunter-
nehmen. 
Insbesondere stellte der Umgang mit klas-
sischen Managementmethoden und -in-
strumenten zu Beginn der Dezentralisie-
rungswelle noch keine klassische Aufgabe von
Verwaltungsmitarbeitern und Politikern dar.
Diese Steuerungsdefizite der Vergangen-
heit haben die verselbständigten Aufga-
benbereiche gestärkt und erschweren heu-
te an vielen Stellen die
Umsetzung eines kom-
munalen Beteiligung-
scontrollings.
Teilweise wurde auch
aufgrund ungelöster
Zielkonflikte zwischen
den Finanzzielen und

den Leistungszielen versäumt, konkrete Vor-
gaben für die einzelnen Beteiligungen fest-
zulegen. Aber auch die Durchsetzung der
kommunalen Zielvorgaben erweist sich in der
Praxis aufgrund der Vielzahl der Akteure, der
unterschiedlichen Interessenlage sowie der
asymmetrischen Verteilung von Informa-
tionen und Fähigkeiten oft als schwierig. 

MEHRERE MODELLE 

Für das Führen der Beteiligungen wurden von
den Kommunen unterschiedliche Modelle

� Kommunen sind zur
Steuerung und Kontrolle 

ihrer Beteiligungs-
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Kommunale Beteiligungen zielgerichtet zu
steuern, ist insbesondere vor dem Hintergrund
der schwierigen Finanzlage vieler Kommunen
eine Notwendigkeit. Daneben rücken die Be-
teiligungen durch den Gesamtabschluss wie-
der näher an die Kommunen heran. Der Ge-
samtabschluss mit seinen historischen Daten
allein kann nicht Grundlage einer Gesamt-
steuerung sein. Eine zielgerichtete Gesamt-
steuerung des Konzern Stadt kann nur auf der
Grundlage einer aktuellen Gesamtplanung er-
folgen, die wiederum die Einbindung der Be-
teiligungen voraussetzt. Daher ist das Betei-
ligungsmanagement in die Gesamtplanung
und -steuerung einzubeziehen, um Ineffi-
zienz und Redundanzen zu vermeiden. 
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entwickelt. Teilweise wird das Beteiligungs-
management beim Bürgermeister, teilweise
beim Finanzdezernat oder der Kämmerei
und teilweise bei den übrigen Fachdezernen-
ten geführt. Zum Teil bedienen die Kommu-
nen sich auch kommunaler Holdinggesell-
schaften, die eigens für das Beteiligungsma-
nagement errichtet wurden.
Viele Kommunen haben für ihr Beteiligungs-
management ein standardisiertes Berichts-
und Informationssystem eingeführt. Dieses
wurde teils in Anlehnung an die Privatwirt-
schaft entwickelt, wobei darüber hinaus die
Sachzielorientierung und die Daseinsvorsor-
ge vieler kommunaler Aufgabenbereiche Be-
rücksichtigung gefunden haben. 
Als klassische Instrumente des Beteiligungs-
managements sind das Informationsmana-
gement, die Jahresberichte/-abschlüsse, die
Quartalsberichte sowie Wirtschafts- und In-
vestitionspläne zu nennen. Flankiert wird die-
se Berichterstattung durch gesellschafts-
vertraglich vereinbarte zustimmungspflich-
tige Rechtsgeschäfte, Betreuung kommuna-
ler Mandatsträger sowie vereinzelt auch
durch einen Public Corporate Governance Ko-
dex der Kommune.

GESAMTABSCHLUSS SPIELT HINEIN

Viele Kommunen haben aufgrund gesetzli-
cher Vorschriften künftig einen Gesamtab-
schluss aufzustellen, der vor dem Hintergrund
oft sehr unterschiedlicher kommunaler Be-
teiligungsstrukturen zu einem umfassenden
Bild und mehr Vergleichbarkeit führt. Auch
das Haushaltssicherungsrecht wird sich an-
gesichts der Forderung nach mehr System-
gerechtigkeit künftig dieser Informationsquel-
le nicht verschließen können.
Der Gesamtabschluss gewinnt daher an Be-
deutung, sodass die Ausrichtung des Beteili-
gungsmanagements dieser Entwicklung
Rechnung tragen muss. Das Beteiligungsma-
nagement ist in die Erstellung des Gesamt-
abschlusses sowie in die Gesamtsteuerung zu
integrieren. Für den Konzern Stadt ist eine ziel-
gerichtete Steuerung nur auf der Grundlage
eines integrierten Zielbildungs-, Kontroll-
und Steuerungssystems möglich. Das Betei-
ligungsmanagement hier auszunehmen wür-
de zu Redundanzen und Ineffektivität führen.
Die für den Gesamtabschluss geltende Ein-
heitstheorie fordert eine einheitliche Darstel-
lung von Sachverhalten (Ansatz, Bewertung,
Ausweis) im Konzern Stadt, wobei der Ge-
samtabschluss nur den Blick auf die Vermö-
gens-, Schulden-, Finanz- und Ertragslage der
Vergangenheit ermöglicht. Eine Gesamt-

steuerung des Konzerns Stadt anhand histo-
rischer Daten ist aber zu ungenau, sodass für
diesen Zweck eine Gesamtplanung notwen-
dig wird. Dabei sind die bei der Aufstellung
des Gesamtabschlusses gewonnenen Er-
kenntnisse in eine Planung auf Gesamtab-
schlussbasis umzusetzen, die sich aus den Ein-
zelplanungen der verselbständigten Aufga-
benbereiche sowie der Kernverwaltung zu-
sammensetzt. 

LAUFEND NACHJUSTIEREN 

Das Beteiligungsmanagement und die 
Steuerung erfolgt dabei auf Ebene der Einzel -
plan ungen der verselbständigten Aufgaben -
bereiche. Durch laufende Kontrolle der Plan -
erreichung - beispielsweise Quartalsberich-
te - sowie durch die Diskussion und Umset-
zung von Gegenmaßnahmen bei Abwei-
chungen erfolgt die Steuerung der Beteili -
gungen.
Die Einzelplanungen sind - vergleichbar mit
der Konsolidierung bei der Erstellung des Ge-
samtabschlusses - zu einer Gesamtplanung
zu verdichten. Die so erhaltenen Daten ver-
deutlichen die voraussichtliche finanzielle Ent-
wicklung der Kommune und ihrer Beteiligun-
gen als Ganzes und schaffen so zusätzliche

Dr. Stephan Keller (links) ist vom Rat der Landeshauptstadt Düsseldorf zum Beigeordneten für
Ordnung, Recht und Verkehr gewählt worden. Dr. Keller war seit Januar 2006 Beigeordneter beim
Städte- und Gemeindebund und hat unter anderem die Bereiche Städtebau und Umwelt verant-
wortet. Dienstantritt von Dr. Keller bei der Stadt Düsseldorf ist der 1. Januar 2011.

Auch Dr. Florian Hartmann (Mitte) - seit Mai 2007 Persönlicher Referent des Hauptgeschäfts-
führers und Organisationsreferent - verlässt den Verband. Er tritt zum 1. Dezember 2010 in die
Rechtsanwaltskanzlei Kapellmann und Partner, Düsseldorf, ein. Er wird dort im Öffentlichen Wirt-
schaftsrecht, Baurecht und Vergaberecht tätig sein. 

Nachfolger von Dr. Hartmann wird Christoph Schultz (rechts). Der 29-jährige Volljurist hat 
Studium und Referendariat in Düsseldorf absolviert - unter anderem im Büro des Oberbürger-
meisters der Landeshauptstadt und in der Staatskanzlei des Landes Nordrhein-Westfalen. 

PERSONELLER WECHSEL BEIM StGB NRW 

Transparenz. Effektive und zielorientierte
Steuerung erfordert Verlässlichkeit und Ak-
tualität der Informationen. Allein historische
Daten auf Gesamtabschlussebene reichen da-
zu nicht aus. 
Dieses Informationssystem ist mit dem teil-
weise bereits vorhandenen standardisierten
Berichtswesen im Beteiligungsmanagement
zu einem integrierten System zu verbin-
den. Hierbei sind aufgrund der kommunalen
Besonderheiten leistungswirtschaftliche
Kennzahlen ebenfalls zu nennen. Ohne ein
standardisiertes, stets aktuelles Informations-
system ist eine strategische Steuerung des
Konzern Stadt nicht möglich. ●
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as allgemeine Regelungsziel des Trans-
parenzgesetzes ist die Offenlegung

der Vergütungen von Führungskräften öffent-
licher Unternehmen des Landes und der
Kommunen einschließlich der Sparkassen und
Sparkassenverbände. Konkret zielt das Gesetz
auf die individualisierte - also unter Na-
mensnennung vorgenommene - Veröffent-
lichung der Jahresbezüge der Mitglieder der
Organe öffentlicher Unternehmen und Spar-
kassen - und zwar differenziert nach im Ein-
zelnen genannten Gehaltsbestandteilen.
Die Begründung des Gesetzentwurfs nennt
unter dem Oberthema „Transparenz“ meh-
rere Aspekte. So soll das Gesetz dem „beson-
deren Informationsanspruch der Öffentlich-

keit bei öffentlichen Unternehmen“ Rechnung
tragen. Des Weiteren wird der - wie es heißt
- hohe Stellenwert des Informationsrechts der
Öffentlichkeit hervorgehoben im Fall von Un-
ternehmen, bei denen die Allgemeinheit
mit finanziellen Mitteln zur Unternehmens-
existenz beiträgt oder die öffentliche Hand
das unternehmerische Risiko trägt. 
Allgemein wird behauptet, dass Transpa-
renz zur Meinungsbildung in einer demokra-
tischen Gesellschaft beitrage. Schließlich
wird explizit darauf abgestellt, dass der
Steuer- oder Beitragszahler oder „ganz allge-
mein die Öffentlichkeit“ Anspruch auf Infor-
mation über die Verwendung öffentlichen
Geldes im Bereich der Personalkosten hätten.

VORLÄUFER FÜR SPARKASSEN 

Die Entstehungsgeschichte des Gesetzes ist
von Bedeutung für die vom Gesetzgeber
gewählte Regelungstechnik. Das Transparenz-
gesetz hat eine „Vorläufer-Regelung“, die auf

den Sparkassensektor begrenzt war. Dies
war § 19 Abs. 5 Sparkassengesetz (SpkG) a. F.
von November 2008. Diese Regelung ver-
pflichtete die Sparkassen unmittelbar, die Ver-
gütung ihrer Vorstandsmitglieder indivi-
dualisiert zu veröffentlichen. 
Diese Regelung war verfassungswidrig, weil
dem Land NRW hierfür die Gesetzgebungs-
kompetenz fehlte. Der Bund hat nämlich - ge-
stützt auf seine konkurrierende Gesetzge-
bungskompetenz für das Recht der Wirtschaft
(Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 Grundgesetz - GG) in § 285
Satz 1 Nr. 9 Handelsgesetzbuch (HGB) eine Re-
gelung zur Offenlegung von Vergütungen ge-
troffen. Diese findet sowohl auf Kapitalge-
sellschaften Anwendung als auch über eine
entsprechende Verweisung in HGB und Kre-
ditwesengesetz (KWG) auf die Sparkassen (§
340a Abs. 1 HGB i. V. m. § 1 KWG). 
Dabei geht das HGB grundsätzlich von einer
gruppenbezogenen Veröffentlichungspflicht
bei der Vergütung von Organmitgliedern
aus. Lediglich für die börsennotierte Aktien-
gesellschaft regelt es eine individualisierte
Veröffentlichungspflicht. Der § 19 Abs. 5
SpkG a. F. ging also darüber hinaus. Im Bereich
der konkurrierenden Gesetzgebung ist die
Landesgesetzgebung aber gesperrt, inso-
weit der Bund von seiner Kompetenz Ge-
brauch gemacht hat.

ABSCHLIEßENDE REGELUNG

Entscheidend ist daher, ob der Bund eine ab-
schließende Regelung getroffen hat, die zu
einer Sperrwirkung für die Länder führt.
Dies ist der Fall, denn aus Begründung und
Entstehungsgeschichte des § 285 HGB ergibt
sich, dass der Gesetzgeber bewusst differen-
zieren wollte. Er hat sich mit der Reichweite
einer individualisierten Veröffentlichungs-
pflicht bei den einzelnen Gesellschaftsformen
intensiv auseinandergesetzt. 
Jenseits der börsennotierten Aktiengesell-
schaft (AG) liegt daher ein „absichtvoller
Regelungsverzicht“ vor. Mit der Beschränkung
der individualisierten Veröffentlichungs-
pflicht auf die AGs hat der Gesetzgeber die
übrigen Kapitalgesellschaften und Kreditin-
stitute bewusst von dieser Pflicht freigestellt.
Für eine landesgesetzliche Regelung, die
unmittelbar Kapitalgesellschaften oder auch
Sparkassen verpflichtet, hatte das Land NRW
deshalb keine Gesetzgebungskompetenz.

VERPFLICHTUNG AN EIGENTÜMER

Der Landesgesetzgeber versucht mit dem
Transparenzgesetz (TransparenzG) hieraus

Das NRW-Transparenzgesetz, das die Veröffentlichung der 
Gehälter von Führungskräften bei kommunalen Unternehmen 
verlangt, hält einer genauen rechtlichen Prüfung nicht stand

Gehältertransparenz
auf wackligem Grund

D

Dr. Stephan Keller  
ist Beigeordneter für Bauen,
Umwelt und Kommunal-
wirtschaft beim Städte- und 
Gemeindebund NRW
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� Sparkassen, Stadtwerke und andere öffentliche Unternehmen in NRW sind gehalten, 
Gehälter ihrer Führungskräfte zu veröffentlichen
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Konsequenzen zu ziehen und verwendet - je-
denfalls zum Teil - eine andere Regelungstech-
nik, um seine Ziele zu erreichen. Soweit die
dem Bundesrecht unterliegenden Unter-
nehmen in Privatrechtsform und die Sparkas-
sen betroffen sind, wird nicht das Unterneh-
men verpflichtet zu veröffentlichen. Viel-
mehr wird der Eigentümer oder Träger zum
Regelungsadressaten von Handlungspflich-
ten, die auf das Ziel der Veröffentlichung der
Vergütungen ausgerichtet sind. 
Das TransparenzG schafft eine differenzierte
Regelung, die einerseits zwischen Rechts-
formen der Unternehmen unterscheidet und
andererseits zwischen Neugründungen und
bestehenden Unternehmen differenziert:

• Unmittelbar gesetzlich angeordnete Veröf-
fentlichungspflichten des Unternehmens
bestehen für die öffentlich-rechtlich verfass-
ten Unternehmen, also für Eigenbetriebe,
eigenbetriebsähnliche Einrichtungen und
Anstalten öffentlichen Rechts - AöR (§ 24 Ei-
genbetriebsverordnung; § 114a Abs 10 GO).

• Bei Unternehmen in Privatrechtsform, die
neu gegründet werden oder an denen sich
die öffentliche Hand mehrheitlich beteili-
gen will, wird die Sicherstellung der Veröf-
fentlichungspflicht zu einer Zulässigkeits-
voraussetzung der Gründung oder Beteili-
gung (§ 65 Abs. 1 Nr. 5 Landeshaushaltsord-
nung - LHO, § 108 Abs. 1 Nr. 9 Gemeindeord-
nung - GO).

• Bei bestehenden Mehrheitsbeteiligungen
und bei Sparkassen statuiert das Gesetz ei-
ne Pflicht des Eigentümers oder Trägers zur
Hinwirkung auf die Sicherstellung der Ver-
öffentlichungspflichten im Gesellschafts-
vertrag oder der Satzung. (§ 65a Abs. 1
LHO; § 108 Abs. 2 S. 2 GO; § 19 Abs. 5 SpkG
n. F.) Damit trägt der Gesetzgeber dem Um-

� Individuelle Offen-
legung der Gehälter
von Vorständen und
Aufsichtsräten 
kommunaler Unter-
nehmen ist für die
Transparenz nicht
zwingend nötig

stand Rechnung, dass private Minderheits-
gesellschafter die Transparenzregelung
blockieren könnten. Die Hinwirkenspflicht
verdichtet sich aber laut Gesetzesbegrün-
dung zu einer strikten Anpassungspflicht,
wenn die öffentliche Hand 100 Prozent
der Anteile hält. 

BUND ODER LAND? 

Auch nach Änderung der Regelungstechnik
bleibt die kompetenzrechtliche Frage relevant.
Hier muss zunächst differenziert werden. Für
die nicht von bundesgesetzlichen Regelun-
gen erfassten Unternehmen - sprich: für öf-
fentlich-rechtlich verfasste Unternehmen
wie etwa Eigenbetriebe oder AöRs - stellt sich
das Problem nicht. Eine Kompetenzzuweisung
an den Bund ist diesbezüglich nicht ersicht-
lich. Der Landesgesetzgeber kann sich hier
vielmehr auf seine Kompetenz für das Kom-
munalrecht oder das Haushaltsrecht des
Landes berufen.
Hinsichtlich der privat-rechtlich organisier-
ten Gesellschaften und der unter das HGB fal-
lenden Sparkassen lautet die zentrale Frage

insofern: Ändert sich die kompetenzrechtli-
che Einschätzung durch die gewählte Rege-
lungstechnik - also dadurch, dass der Gesetz-
geber es vermeidet, eine Verpflichtung der Un-
ternehmen selbst zu begründen und statt-
dessen eine Verpflichtung der Träger oder Ei-
gentümer statuiert wird?
Dafür könnte zunächst angeführt werden,
dass es unproblematisch in der Gesetzge-
bungskompetenz des Landes liegt, die Betei-
ligungsvoraussetzungen für eigene Unter-
nehmen oder kommunale Unternehmen
festzulegen oder auch das Land und die Kom-
munen zu einem bestimmten Umgang mit
ihren Unternehmen zu verpflichten. Bei ge-
nauer Betrachtung erweist sich diese Argu-
mentation aber als eine äußerst formale Be-
trachtung, welche die materiellen Konse-
quenzen der Regelungen nicht berücksich-
tigt.

WIDERSPRUCH ZU VORGABEN

Der Wechsel des Regelungsadressaten führt
dazu, dass der Landesgesetzgeber die Ge-
meinden verpflichtet, in den Unternehmen
einen Zustand herbeizuführen, den er selbst
nicht anordnen durfte, weil er bundesrecht-
lich nicht gewollt ist. Die Gemeinden werden
zu einem Verhalten verpflichtet, das den
Vorgaben des abschließenden Regelungskon-
zeptes des Bundes widerspricht. Und schließ-
lich ist der Landesgesetzgeber unschwer
als Urheber der Veröffentlichungspflichten
auszumachen. 
Eine solche Urheberschaft - auch wenn sie ei-
ne mittelbare ist - ist aber mit der vom
Bund abschließend in Anspruch genomme-
nen Gesetzgebungskompetenz nicht ver-
einbar. Im Ergebnis sind deshalb die Vorschrif-
ten des Transparenzgesetzes insoweit formell
verfassungswidrig, als sie die Gemeinden ver-
pflichten, bei neuen oder bestehenden Betei-
ligungsgesellschaften die Veröffentlichungs-
pflicht sicherzustellen oder auf diese hinzu-
wirken. Gleiches gilt für den Sparkassenbe-
reich, der ebenfalls unter die abschließende
Regelung des HGB fällt.

INFORMATIONELLE SELBSTBESTIMMUNG

Auch in materieller Hinsicht begegnet das Ge-
setz rechtlichen Bedenken. Das Gesetz könn-
te nämlich das Grundrecht auf informatio-
nelle Selbstbestimmung verletzen. Der
Schutzbereich des Grundrechts auf informa-
tionelle Selbstbestimmung (Art. 2 Abs. 1 GG
i. V. m. Art. 1 Abs. 1 GG) umfasst die Befugnis
des Einzelnen, grundsätzlich selbst zu ent-

THEMA BETEILIGUNGSSTEUERUNG

10 STÄDTE- UND GEMEINDERAT 11/2010

n der Oktober-Ausgabe von STÄDTE- UND

GEMEINDERAT ist der Beitrag von Dr. Manfred
Wichmann „Neuer Abschluss wird Anforde-
rungen gerecht“ irrtümlich ohne die dazugehö-
rigen Fußnoten veröffentlicht worden. Die 
korrekte Version des Artikels steht im Internet-
Angebot des Städte- und Gemeindebundes
NRW www.kommunen-in-nrw.de bei „Infor-
mation / Städte- und Gemeinderat / Ausga-
ben“ als Lese-Pdf unter dem Inhalt der Ausga-
be Oktober 2010 zum Herunterladen bereit.
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scheiden, wann und innerhalb welcher Gren-
zen persönliche Lebenssachverhalte offenbart
werden. Die im Beruf erzielte Vergütung ist
ein persönlicher Lebenssachverhalt, der über
die Veröffentlichung allgemein zugänglich
gemacht wird.
Ein Eingriff ist grundsätzlich jeder einem sol-
chen persönlichen Lebenssachverhalt gelten-
de Akt staatlicher Informations- und Daten-
erhebung oder -verarbeitung. Dies ist bei der
individualisierten Veröffentlichung der beruf-
lichen Einkünfte durch ein staatlich oder kom-
munal beherrschtes Unternehmen der Fall. 
An einem Eingriff durch das TransparenzG
fehlt es auch nicht deshalb, weil das Gesetz
die Veröffentlichung nicht unmittelbar anord-
net, sondern - jedenfalls in Teilen - lediglich
die Beteiligungsvoraussetzung respektive
die Hinwirkenspflicht regelt. Denn das Gesetz
begründet letztlich die Ermächtigung für den
Eingriff oder zwingt die Gemeinden, den Ein-
griff zu veranlassen.

EINGRIFF IN GRUNDRECHT

Dem Faktum eines Eingriffs steht auch nicht
entgegen, dass Betroffene der Veröffentli-
chung dadurch entgehen können, dass sie
nicht für ein derart verpflichtetes Unter-
nehmen tätig werden. Einerseits ist allgemein
anerkannt, dass Grundrechtsschutz sich
nicht am Maßstab der Vermeidbarkeit des Ein-
griffs messen lassen muss. Er gilt vielmehr
auch dann, wenn der Betroffene dem Eingriff
entgehen könnte. 
Andererseits kann in der Anstellung bei ei-
nem öffentlichen Unternehmen auch kein
Grundrechtsverzicht gesehen werden, denn
ein solcher ist - wenn er wirksam sein soll -
immer an seine Erkennbarkeit und Freiwillig-
keit auf Seiten des Grundrechtsträgers gebun-
den. An der Freiwilligkeit fehlt es, wenn die

Alternative zum Grundrechtseingriff in dem
Verzicht auf eine Anstellung durch ein öffent-
liches Unternehmen besteht.
Ein Eingriff liegt deshalb vor. In den Mittel-
punkt rückt dann die Frage einer mögli-
chen Rechtfertigung dieses Eingriffs. Das
Grundrecht auf informationelle Selbstbestim-
mung besteht nicht schrankenlos, sondern
kann durch ein verfassungskonformes Gesetz
eingeschränkt werden. Voraussetzung ist, dass
das Gesetz im überwiegenden Allgemeinin-
teresse besteht. Im Ergebnis ist die Verhält-
nismäßigkeit des Gesetzes entscheidend.
Zunächst muss das Gesetz einen legitimen
Zweck verfolgen. Also solcher kommt „Trans-
parenz“ per se nicht in Betracht. 

ZWECKBINDUNG DER INFORMATION

Umfassende Information ist kein Selbst-
zweck. Sie muss ihrerseits wiederum auf ei-
nen legitimen Zweck bezogen sein. Aus der
Gesetzesbegründung ergibt sich, dass der
Zweck des Gesetzes darin besteht, die Infor-
mation über die Personalkosten bei Unterneh-
men, deren Existenz oder deren unternehme-
rische Risiken die öffentliche Hand absi-
chert, zu gewährleisten. Daneben steht die
Rechenschaft über die Verwendung öffent-
lichen Geldes für Personal im Mittelpunkt.
Dies sind grundsätzlich legitime Zwecke,
die der Gesetzgeber verfolgen kann. 
Das Gesetz muss aber auch geeignet sein, die
Erreichung dieses Zwecks zumindest zu för-
dern. Dies erscheint insofern zweifelhaft, als
zumindest ein erheblicher Teil der vom Ge-
setz erfassten Unternehmen seine Personal-
aufwendungen gerade nicht durch öffentli-
che Gelder finanziert, sondern durch im
freien Wirtschaften erzielte Erträge. 
Zudem ist zumindest bei den wirtschaftlichen
Unternehmen der Kommune fraglich, ob die

öffentliche Hand tatsächlich deren Existenz ab-
sichert. Hinter diesem Gedanken des Gesetz-
gebers steht die Vermutung, dass im Zweifel
der Steuerzahler für die Existenz oder für be-
stimmte Risiken aufzukommen hat. Dies ist
aber nicht der Fall. Denn gerade § 108 GO si-
chert in seinen übrigen Vorschriften, dass
die Haftung der Gemeinden beschränkt bleibt. 

OFFENLEGUNGSPFLICHT ENTBEHRLICH

Letztlich kann offen bleiben, ob diese Zwei-
fel an der Geeignetheit des Gesetzes durch-
greifen oder nicht. Denn jedenfalls fehlt es
an der Erforderlichkeit einer individualisier-
ten Veröffentlichungspflicht. Erforderlich ist
eine Regelung nur dann, wenn sie das mildes-
te Mittel zur Erreichung des Zwecks wählt.
Hier stünde aber ein milderes Mittel zur Ver-
fügung, nämlich die gruppenbezogene Trans-
parenz unter Verzicht auf die Namensnen-
nung. Um zu erkennen, welche Personalkos-
ten ein öffentliches Unternehmen für seine
Organmitglieder aufwendet - oder anders ge-
sagt: wie üppig es seine Führungskräfte
ausstattet -, reicht die Angabe der Gesamt-
vergütung hierfür. 
Die Individualisierung bringt keinen erkenn-
baren Mehrwert für die Öffentlichkeit. Sie
bringt allenfalls Aufschluss über das Ge-
haltsgefüge innerhalb des Organs. Das ist
aber unter dem Aspekt der Kontrolle über die
Verwendung öffentlicher Gelder irrelevant.
Bei börsennotierten Aktiengesellschaften
stand die Relevanz für die Anlageentschei-
dung und die Hoffnung auf eine mäßigen-
de Wirkung einer Offenlegung im Vorder-
grund. Beide Aspekte greifen hier nicht. Eine
Rechtfertigung des Eingriffs scheitert daher
am Merkmal der Erforderlichkeit. Er ist daher
unverhältnismäßig und damit auch materiell
rechtswidrig. ●

ine Familie plant ihren Wochenendausflug, in der Schule steht
eine Exkursion an, ein Planungsbüro benötigt Informationen

zum kulturellen Erbe in einem Gebiet und eine Gemeinde will ih-
re denkmalgeschützten Gebäude im Internet präsentieren. Für al-
le diese unterschiedlichen Anforderungen, gibt es mit „KuLaDig“
nun eine Lösung. „KuLaDig“ steht für „Kultur.Landschaft.Digital“
und ist ein neues digitales Informationssystem zur Kulturland-
schaft in Nordrhein-Westfalen und Hessen. Auf dem Internetportal
www.kuladig.de werden Daten zur Kulturlandschaft in Karten-
und Textform angeboten und durch Fotos, Tondokumente sowie
Filmausschnitte ergänzt. Entwickelt wurde das Portal von den
Landschaftsverbänden Rheinland (LVR) und Westfalen-Lippe (LWL).

KULTURLANDSCHAFT DIGITAL

E
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m Rahmen einer Arbeitsgruppe der kom-
munalen Spitzenverbände, kommunaler

Praktiker und Vertreter des NRW-Innen- so-
wie Finanzministeriums haben die kommu-
nalen Spitzenverbände Regelungen für einen
Public Corporate Governance Kodex (PCGK)
erarbeitet - Standards zur Steigerung der Ef-
fizienz, Transparenz und Kontrolle bei den
kommunalen Beteiligungsgesellschaften in
NRW. Dieser kann auf freiwilliger Basis in den
Kommunen umgesetzt werden. 
Der NRW-Landtag NRW hatte mit seinen Ent-
schließungsanträgen vom 03.02.2009 (Land-
tags-Drucksache 14/8539) und vom
12.02.2009 (Landtags-Drucksache 14/8597),
die insbesondere vor dem Hintergrund des
Streits um dubiose Beraterverträge im Spar-
kassenbereich mit Kommunalpolitikern zu
sehen sind, eine Debatte um mehr Transpa-
renz in öffentlichen Unternehmen ange-
stoßen. Derartige Vorgänge wie beispielswei-

se bei der Sparkasse KölnBonn seien - so der
Landtag - geeignet, das Vertrauen der Öffent-
lichkeit in die Redlichkeit des Handelns öffent-
licher Unternehmen insgesamt zu erschüt-
tern. 
Aus diesem Grund empfahl der Landtag, mit
den kommunalen Spitzenverbänden ein ge-
meinsames Vorgehen zu verabreden, um
den kommunalen Unternehmen und Einrich-
tungen Grundsätze guter Unternehmensfüh-
rung zu geben. Des Weiteren sahen die Ent-
schließungsanträge die Pflicht zur Veröf-
fentlichung von Vergütungen der Führungs-
kräfte öffentlicher Unternehmen vor.

LANDTAG FÜR TRANSPARENZGESETZ

Trotz massiver Proteste der kommunalen Spit-
zenverbände, des Verbandes Kommunaler Un-
ternehmen (VKU) sowie der Sparkassen-
und Giroverbände hat der Landtag am 16. De-
zember 2009 das Transparenzgesetz ver-
abschiedet. Die kommunalen Spitzenver-
bände haben im Rahmen der Beratungen die-
ses Gesetzes deutlich gemacht haben, dass
sie eine Regelung in der Gemeindeordnung
zur Veröffentlichung der Gehälter in kommu-
nalen Unternehmen ablehnen. 
Sie haben darauf verwiesen, dass diese Pro-
blematik nach den Grundsätzen guter Unter-
nehmensführung besser in einem PCGK ge-
regelt werden kann, da dieser sämtliche
Fragen und Gesichtspunkte mit umfasst,
die der Landtag mit seinen Beschlüssen
vom Februar 2009 zur Transparenz in öffent-
lichen Unternehmen aufgegriffen hat. 
Der PCGK wurde auf Basis des Deutschen Cor-
porate Governance Kodex sowie auf der
Grundlage einzelner Kodizes aus den Städ-
ten Essen, Stuttgart und Rostock einver-
nehmlich in einer Arbeitsgruppe entwickelt.
Er gibt aus kommunaler Sicht einen guten
Überblick über die an der Steuerung kommu-
naler Unternehmen beteiligten Akteure, de-
ren Aufgaben sowie ihr Zusammenwirken.
Damit soll er die Transparenz und Nachprüf-
barkeit des Handelns in öffentlichen Unter-
nehmen erhöhen. 

FREIWILLIGE SELBSTVERPFLICHTUNG

Ein Beschluss zur Übernahme dieses Public
Corporate Governance Kodex bedeutet eine
freiwillige Selbstverpflichtung der Beteili-
gungsgesellschaft, diese Vorgaben und Stan-
dards grundsätzlich anzuerkennen. Ziel ist,
den erhöhten Anforderungen an Transparenz,
Steuerung und Kontrolle öffentlich finanzier-
ter und getragener Unternehmen gerecht zu
werden.
Da die Mehrzahl der kommunalen Beteili-
gungsunternehmen in der Rechtsform der
GmbH mit fakultativem Aufsichtsrat ge-
führt wird, ist die Richtlinie zur Public Corpo-
rate Governance an dieser Rechtsform aus-
gerichtet. Für Beteiligungen an Gesellschaf-
ten in einer anderen Rechtsform gelten die
Regelungen entsprechend.
Der Gemeinderat beschließt die Public Cor-
porate Governance mit den im Kodex enthal-
tenen Standards. Der Bürgermeister/die Bür-
germeisterin wirkt darauf hin, dass diese
Richtlinie für alle Beteiligungsgesellschaften
der Kommune eine verbindliche Grundlage

Der Public Corporate Governance Kodex soll auf freiwilliger Basis
die Kontrolle öffentlicher Unternehmen verbessern, wird aber 
in manchen Passagen vom Transparenzgesetz beiseite gedrängt

Selbstverpflichtung
führt eher zum Erfolg 

� Der Public 
Corporate Gover-
nance Kodex trägt
dazu bei, dass 
Entscheidungen 
in kommunalen 
Unternehmen
transparent und
nachvollziehbar
werden
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darstellt. Soweit möglich sollen die Gesell-
schaftsverträge und Geschäftsordnungen
entsprechend angepasst werden. Damit ist
gewährleistet, dass die Regelungen, Empfeh-
lungen und Anregungen zur Public Corpora-
te Governance für alle Mehrheitsbeteiligun-
gen der Kommune zur einheitlichen Hand-
lungsleitlinie werden.
Geschäftsführung und Aufsichtsrat haben der
(Beteiligungs-)Verwaltung der Gemeinde
jährlich über die Einhaltung des Kodex -
insbesondere über eventuelle Abweichungen
von dessen Empfehlungen - im Rahmen ihres
Berichtswesens zu berichten („Erklärung“).
Nach der Nennung des Geltungsbereichs und
der Präambel gliedert sich der Kodex in die
drei Teile Gesellschafter, Aufsichtsrat und Ge-
schäftsführung.

Teil I Gesellschafter

Hinsichtlich der Gemeinde als Gesellschaf-
terin sieht der Kodex vor, dass sich Gemein-
den nur dann an einem Unternehmen betei-
ligen sollen, wenn dessen Bindung an die Pu-
blic Corporate Governance im Gesellschafts-
vertrag oder durch Gesellschafterbeschluss
festgelegt wird. Hinsichtlich der grundsätz-
lichen Rechte und Kompetenzen sind die Wei-
sungsbefugnisse gegenüber der Geschäfts-
führung, die Überwachung der Geschäftsfüh-
rung und die strategische Steuerung zu
nennen. 
Des Weiteren legen die Gesellschafter den Ge-
genstand des Unternehmens - als erste stra-
tegische Ausrichtung - im Hinblick auf den
öffentlichen Auftrag der Gesellschaft fest. Die-
ser stellt für die Geschäftsleitung und die Auf-
sichtsratsmitglieder eine unabdingbare
Handlungsleitlinie dar und steht nicht zu de-
ren Disposition.
Wichtig ist auch die Regelung, dass bei den
von den Kommunen beherrschten Unterneh-
men alle Angelegenheiten, die der Beschluss-
fassung in der Gesellschafterversammlung
obliegen und von grundsätzlicher strategi-
scher Bedeutung sind, vorab im Stadt- oder
Gemeinderat behandelt werden sollen. Bei
den Maßnahmen zur Transparenzsteige-
rung ist zudem festgelegt, dass bei der Be-
schlussfassung der Gesellschafterversamm-
lung über die Entlastung des Aufsichtsrats
kein Vertreter der Gemeinde mitwirken soll,
der selbst Mitglied des Aufsichtsrates ist.

Teil II Aufsichtsrat

Im Rahmen der Regelungen über den Auf-
sichtsrat sind zunächst die dem Aufsichtsrat

typischerweise obliegenden Aufgaben Bera-
tung und Überwachung der Geschäftsführung
bei der Leitung des Unternehmens zu beach-
ten - vor dem Hintergrund, dass Geschäfte und
Rechtshandlungen von grundsätzlicher Bedeu-
tung der Zustimmung des Aufsichtsrats be-
dürfen. Dazu gehören Entscheidungen oder
Maßnahmen, welche die Vermögens-, Fi-
nanz- oder Ertragslage des Unternehmens
grundlegend verändern. Des Weiteren sollte
jedes Aufsichtsratsmitglied durch seine eige-
ne persönliche und fachliche Qualifikation da-
für sorgen, dass es seine Aufgabe und Verant-
wortlichkeit im Sinne dieser Public Corpora-
te Governance erfüllen kann. 
Der Aufsichtsrat soll regelmäßig die Effizienz
seiner Tätigkeit überprüfen. Dabei haben
die kommunalen Vertreter in den Aufsichts-
räten die Umsetzung der im Gesellschafts-
vertrag festgelegten Zielsetzung sowie den
öffentlichen Zweck sorgfältig zu überprüfen
und die Ausübung der Geschäftstätigkeit kri-
tisch zu hinterfragen. Bei den Aufgaben und
Befugnissen des oder der Aufsichtsratsvor-
sitzenden ist hervorzuheben, dass diese(r) mit
der Geschäftsführung regelmäßig Kontakt
halten und mit ihr die Strategie, die Geschäfts-
entwicklung und das Risikomanagement
des Unternehmens beraten soll.
Im Hinblick auf die weiteren wichtigen As-
pekte für die Tätigkeit der Aufsichtsratsmit-
glieder „Interessenskonflikte“ und „Ver-
schwiegenheit“ sieht der Kodex vor, dass je-
des Aufsichtsratsmitglied Interessenkonflik-
te gegenüber dem Aufsichtsrat offen legen
soll. Dies betrifft vor allem solche, die auf-
grund einer Beratung oder Organfunktion bei
Kunden, Lieferanten, Kreditgebern oder sons-
tigen Geschäftspartnern der Gesellschaft
entstehen können. 
Der Aufsichtsrat soll in seinem Bericht an die
Gesellschafterversammlung über aufgetre-
tene Interessenkonflikte und den Umgang
damit informieren. Dienst- und Werkver-
träge der Gesellschaft mit aktiven Aufsichts-
räten und Vorstandsmitgliedern sowie ihren
Angehörigen (§ 31 Gemeindeordnung GO
NRW) sollen nicht geschlossen werden. Dies
gilt auch für Dienst- und Werkverträge mit
ehemaligen Aufsichtsräten innerhalb von drei
Jahren nach Beendigung der Tätigkeit. Wer-
den aus wichtigem Grund gleichwohl solche
Dienst- oder Werkverträge geschlossen, be-
dürfen sie der Zustimmung des Aufsichtsple-
nums.

Bei der Verschwiegenheitspflicht, die grund-
sätzlich besteht, ist anzumerken, dass § 113
Abs. 5 GO in dem Kodex seinen Nieder-
schlag gefunden hat. Die Vertreter der Ge-
meinde haben somit den Rat über alle Ange-
legenheiten von besonderer Bedeutung
frühzeitig zu unterrichten.

Teil III Geschäftsführung

Bei dem Komplex „Geschäftsführung“ sind
zunächst die in der Praxis üblichen Standards
wie Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns,
Entwicklung strategischer Zielvorgaben,
Implementierung eines angemessenen Ri-
sikomanagements und Risikocontrolling
sowie eines Berichtswesens von Bedeu-
tung. Hinsichtlich der Interessenkonflikte der
Geschäftsführungsmitglieder ist sowohl
ein umfassendes Wettbewerbsverbot als
auch die Pflicht zur Offenlegung von Befan-
genheitsgründen nach § 31 Abs. 1 und 2 GO
festgelegt. 
Um eine Verquickung von Interessenkonflik-
ten mit anderen Unternehmen zu vermei-
den, sollten im Beteiligungsbericht zu jedem
Unternehmen, an dem die Kommune direkt
oder indirekt mit mindestens 20 Prozent be-
teiligt ist, für die Mitglieder der Geschäfts-
führung Angaben über deren Mitglied-
schaft in Organen anderer Unternehmen der

� Mit einem Public Corporate Governance 
Kodex weisen Kommunen ihren Gesellschaften

den Weg zu gutem Management
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PRÄAMBEL UND GELTUNGSBEREICH

Die Kommune XXX ist verpflichtet, bei ihren
Beteiligungsunternehmen eine gute, d. h. ver-
antwortungsvolle Unternehmensführung
zu gewährleisten, die sich sowohl am wirt-
schaftlichen Erfolg des Unternehmens selbst
als auch am Gemeinwohl (Interessen der Bür-
gerinnen und Bürger) orientiert. Neben der
Aufgabe, die Unternehmen bei der Erfüllung
des Unternehmenszwecks zu unterstützen
und die wirtschaftli-
che Effizienz zu opti-
mieren, hat sie daher
gleichzeitig sicher-
zustellen, dass bei
der Leitung, Steue-
rung und Überwa-
chung der Unterneh-
men insbesondere
auch die öffentlichen
Belange berücksich-
tigt werden.
Im Hinblick auf diese komplexe Aufgabenstel-
lung hat sich die (Beteiligungs-)Verwaltung
der Kommune XXX zur weiteren Verbesse-
rung der Unternehmenssteuerung, -überwa-
chung und -transparenz entschlossen, eine
Richtlinie unter dem Titel „Public Corporate
Governance für die Kommune XXX“ aus -
zuarbeiten. Der Begriff der Public Corporate
Governance wird hierbei als Maßstab guter
Unternehmensführung und Kontrolle in 
öffentlichen Unternehmen verstanden. Die
vorliegende Public Corporate Governance
wurde auf der Grundlage des Deutschen 
Corporate Governance Kodex erarbeitet, der
aufgrund § 161 AktG seit 2002 die Organe bör-
sennotierter Unternehmen in Deutschland
verpflichtet, Entsprechenserklärungen abzu-
geben.
Die Public Corporate Governance der Kom-
mune XXX soll dazu dienen,

• Standards für das Zusammenwirken aller
Beteiligten (Stadt-/Gemeinderat/Kreistag,
Kommunalverwaltung und Beteiligungsge-
sellschaften) festzulegen und zu definieren;

• eine effiziente Zusammenarbeit zwischen
dem Aufsichtsrat und der Geschäftsführung

zu fördern und zu unterstützen;
• den Informationsfluss zwischen Beteili-

gungsunternehmen und -verwaltung zu
verbessern, um die Aufgabenerfüllung im
Sinne eines Beteiligungscontrollings zu
erleichtern;

• das öffentliche Interesse und die Ausrich-
tung der Unternehmen am Gemeinwohl
durch eine Steigerung der Transparenz
und Kontrolle abzusichern;

• durch mehr Öffentlichkeit und Nachprüf-
barkeit das Vertrau-
en in Entscheidun-
gen aus Verwaltung
und Politik zu erhö-
hen.

Zusammenfassend
soll das Regelwerk
zur Public Corporate
Governance somit
ein auf den Bedarf
der kommunalen 

Beteiligungen abgestimmtes System dar-
stellen, das die Transparenz und die Effi-
zienz nachhaltig verbessert.
Ein Beschluss zur Übernahme dieser Public
Corporate Governance der Kommune XXX be-
deutet eine freiwillige Selbstverpflichtungs-
erklärung der Beteiligungsgesellschaft, die-
se Vorgaben und Standards grundsätzlich an-
zuerkennen, um den erhöhten Anforderun-
gen an die Transparenz, Steuerung und Kon-
trolle von öffentlich finanzierten und getra-
genen Unternehmen gerecht zu werden.
Da die Mehrzahl der kommunalen Beteili-
gungsunternehmen in der Rechtsform der
GmbH mit fakultativem Aufsichtsrat ge-
führt wird, ist die Richtlinie zur Public Cor-
porate Governance an dieser Rechtsform aus-
gerichtet. Für Beteiligungen an Gesellschaf-
ten in einer anderen Rechtsform gelten die
Regelungen entsprechend, sofern nicht ge-
setzliche Bestimmungen entgegenstehen. Für
Beteiligungsunternehmen ohne Aufsichts-
rat oder vergleichbares Organ werden des-
sen Aufgaben vom Gesellschafter wahrge-
nommen; Regelungen, die ausschließlich
das Aufsichtsratsgremium betreffen, bleiben
daher unbeachtlich. (…)

Der Public Corporate 
Governance Kodex NRW

Kommune gemacht werden. Aus dem ab-
schließenden Bereich „Zusammenwirken
von Geschäftsführung und Aufsichtsrat“
sind zunächst die in der Praxis üblichen Ver-
haltensregeln wie regelmäßige, zeitnahe und
umfassende Information der Geschäftsfüh-
rung gegenüber dem Aufsichtsrat oder al-
le unternehmerisch relevanten Fragen vor-
gesehen. 
Bedeutsam ist schließlich die Regelung
über die Verwirklichung des Kodex im Un-
ternehmen. Geschäftsführung und Auf-
sichtsrat sollen in einem gemeinsamen Be-
richt der (Beteiligungs-)Verwaltung jähr-
lich über die Corporate Governance des Un-
ternehmens berichten. Hierzu gehört insbe-
sondere die Erläuterung eventueller Ab-
weichungen von den Empfehlungen dieses
Kodex. Dabei kann auch zu Kodex-Anre-
gungen („Sollte/Kann-Vorschriften“) Stellung
genommen werden.

OFFENLEGUNG DER VERGÜTUNG

Die in dem Kodex enthaltenen Regelungen
zur Offenlegung der Vergütung von Ge-
schäftsführern (Ziffer 3.3.3) und Aufsichtsrä-
ten (Ziffer 2.7.2) unterscheiden sich von de-
nen im Transparenzgesetz. Nach dem Kodex
kann von der individualisierten Ausweisung
der Vergütungen abgesehen werden, wenn
zwei Drittel des Rates so beschließen. Dies ist
darauf zurückzuführen, dass der Kodex im No-
vember 2009 abschließend beraten wor-
den ist, wohingegen der Landtag das Trans-
parenzgesetz am 16.12.2009 beschlossen
hat. 
Kern des Transparenzgesetzes ist bekanntlich
die Pflicht zur individualisierten Veröffentli-
chung der Bezüge von Organmitgliedern
öffentlicher Unternehmen des Landes und der
Kommunen einschließlich der Sparkassen so-
wie der Sparkassen- und Giroverbände. Aus
diesem Grund sind die in dem Kodex enthal-
tenen Vergütungsregelungen für den Auf-
sichtsrat (Ziffer 2.7.2) und für die Geschäfts-
führung (Ziffer 3.3.3) an das Transparenzge-
setz vom 16.12.2009 anzupassen. ●

Der vollständige Text des Public Corporate
Governance Kodex ist im Internet-Angebot
des Städte- und Gemeindebundes NRW unter
www.kommunen-in-nrw.de , Rubrik „Infor-
mation / Info nach Fachgebieten / Finanzen
und Kommunalwirtschaft / öffentlicher Be-
reich“ abzurufen.

Standards zur Steigerung der
Effizienz, Transparenz und 
Kontrolle bei den kommunalen
Beteiligungsgesellschaften 
in NRW - Stand 24.11.2009 - 
ausgewählte Textpassagen
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1 GESELLSCHAFTER (…)

1.4 Maßnahmen zur Transparenz-
steigerung

1.4.1 Die Jahresabschlüsse der von der Kom-
mune beherrschten Unternehmen
sollen in öffentlicher Sitzung durch den
Stadt-/Gemeinderat/Kreistag vor Fest-
stellung in der Gesellschafterver-
sammlung beraten werden. Bei den
von den Kommunen beherrschten
Unternehmen, die seitens der Kommu-
nen Verlustabdeckungsleistungen er-
halten, wird auch der Wirtschaftsplan
vorab durch den Stadt-/Gemeinde -
rat/Kreistag beraten.

1.4.2 Bei der Beschlussfassung der Gesell-
schafterversammlung über die Entlas-
tung des Aufsichtsrats soll kein Vertre-
ter der Kommune XXX mitwirken, der
selbst Mitglied des Aufsichtsrats ist.

1.4.3 Die im Beteiligungsbericht veröffent-
lichte Darstellung jedes Beteiligungs-
unternehmens sollte in angemessener
Form im Internet öffentlich zugänglich
gemacht werden. (…)

2 AUFSICHTSRAT (…)

2.9 Interessenskonflikte
2.9.1 Jedes Mitglied des Aufsichtsrats ist dem

Unternehmensinteresse verpflichtet.
Gleichzeitig sollen die Vertreter der
Kommune XXX in den Aufsichtsratsgre-
mien die besonderen Interessen der
Kommune XXX, insbesondere die Be-
schlüsse der städtischen Ausschüsse
bzw. des Stadt-/Gemeinderats/Kreis-
tages, berücksichtigen.

2.9.2 Kein Aufsichtsratsmitglied darf bei
seinen Entscheidungen persönliche
Interessen verfolgen, noch Geschäfts-
chancen, die dem Unternehmen zuste-
hen, für sich nutzen.

2.9.3 Jedes Aufsichtsratsmitglied soll Inte-
ressenkonflikte, insbesondere solche,
die auf Grund einer Beratung oder Or-
ganfunktion bei Kunden, Lieferanten,
Kreditgebern oder sonstigen Geschäfts-
partnern der Gesellschaft entstehen
können, dem Aufsichtsrat gegenüber
offen legen. Der Aufsichtsrat soll in sei-
nem Bericht an die Gesellschafter-
versammlung über aufgetretene Inte-
ressenkonflikte und deren Behand-
lung informieren. Wesentliche und
nicht nur vorübergehende Interes-
senkonflikte in der Person eines Auf-

sichtsratsmitglieds sollen zur Beendi-
gung des Mandats führen. Alle Ge-
schäfte zwischen dem Unternehmen
und den Aufsichtsratsmitgliedern so-
wie ihren Angehörigen (§ 31 GO NRW)
oder ihnen persönlich nahestehen-
den Unternehmungen haben bran-
chenüblichen Standards zu entspre-
chen (im Hinblick auf die Beurteilung,
ob ein solches Geschäft vorliegt und
dessen Bewertung, kann der IDW-
Prüfungsstandard 255 eine Orientie-
rungshilfe bieten). Wesentliche Ge-
schäfte sollen der Zustimmung des
Aufsichtsrats bedürfen.

2.9.4 Dienst- und Werkverträge der Gesell-
schaft mit aktiven Aufsichtsräten und
Vorstandsmitgliedern sowie ihren An-
gehörigen (§ 31 GO NRW) sollen nicht
geschlossen werden. Dies gilt auch für
Dienst- und Werkverträge mit ehema-
ligen Aufsichtsräten, die innerhalb
von drei Jahren nach Beendigung der
Tätigkeit geschlossen werden. Werden
aus wichtigem Grund gleichwohl sol-
che Dienste oder Werkverträge ge-
schlossen, bedürfen sie der Zustim-
mung des Aufsichtsplenums.

2.10 Verschwiegenheitspflicht
2.10.1 Die Aufsichtsratsmitglieder unterlie-

gen grundsätzlich der Verschwiegen-
heitspflicht. Ist im Ausnahmefall ein Be-
richt an Dritte zulässig, muss dabei ge-
währleistet sein, dass bei den Berich-
ten die Vertraulichkeit gewahrt ist.

2.10.2 Aufsichtsratsmitglieder, die auf Veran-
lassung einer Gebietskörperschaft in den
Aufsichtsrat gewählt oder entsandt
worden sind, unterliegen hinsichtlich der
Berichte, die sie der Gebietskörper-
schaft zu erstatten haben, keiner Ver-
schwiegenheitspflicht. Für vertrauli-
che Angaben und Geheimnisse der
Gesellschaft, namentlich Betriebs- oder
Geschäftsgeheimnisse, gilt dies nicht,
wenn ihre Kenntnis für die Zwecke der
Berichte nicht von Bedeutung ist. (…)

3 GESCHÄFTSFÜHRUNG (…)

3.4 Interessenkonflikte
3.4.1 Geschäftsführungsmitglieder unterlie-

gen während ihrer Tätigkeit für das Un-
ternehmen einem umfassenden Wett-
bewerbsverbot.

3.4.2 Geschäftsführungsmitglieder und
Mitarbeiter dürfen im Zusammen-

hang mit ihrer Tätigkeit weder für sich
noch für andere Personen von Dritten
Zuwendungen oder sonstige Vorteile
fordern oder annehmen oder Drit-
ten ungerechtfertigte Vorteile ge-
währen.

3.4.3 Die Geschäftsführungsmitglieder sind
dem Unternehmensinteresse verpflich-
tet. Kein Mitglied der Geschäftsführung
darf bei seinen Entscheidungen persön-
liche Interessen verfolgen und Ge-
schäftschancen, die dem Unternehmen
zustehen, für sich nutzen.

3.4.4 Jedes Geschäftsführungsmitglied soll
Interessenkonflikte, insbesondere
wenn Befangenheitsgründe entspre-
chend § 31 Abs. 1 und 2 GO NRW vorlie-
gen, dem Aufsichtsrat gegenüber un-
verzüglich offen legen und die ande-
ren Geschäftsführungsmitglieder hie-
rüber informieren. Alle Geschäfte zwi-
schen dem Unternehmen und den
Geschäftsführungsmitgliedern sowie
ihnen nahestehenden Personen oder
ihnen persönlich nahestehenden Un-
ternehmungen haben branchenübli-
chen Standards zu entsprechen (im
Hinblick, ob ein solches Geschäft vor-
liegt, und auf dessen Bewertung kann
der IDW-Prüfungsstandard 255 eine
Orientierungshilfe bieten). Wesent -
liche Geschäfte sollen der Zustimmung
des Aufsichtsrats bedürfen.

3.4.5 Im Beteiligungsbericht sollten zu jedem
Unternehmen, an dem die Kommune
direkt oder indirekt mit mindestens 20
% beteiligt ist, für die Mitglieder des
Vorstandes/der Geschäftsführung An-
gaben über deren Mitgliedschaft in Or-
ganen von anderen Unternehmen der
Kommune in öffentlich-rechtlicher
oder privatrechtlicher Form sowie in Or-
ganen sonstiger privatrechtlicher Un-
ternehmen gemacht werden. (…)

3.7 Zusammenwirken von Geschäfts-
führung und Aufsichtsrat

3.7.1 Geschäftsführung und Aufsichtsrat
arbeiten zum Wohle des Unterneh-
mens unter Beachtung der Erfüllung
des öffentlichen Zwecks und des wirt-
schaftlichen Unternehmenserfolgs als
auch des Gesamtinteresses der Kom-
mune eng zusammen.

3.7.2 Die ausreichende Information des
Aufsichtsrats ist gemeinsame Aufga-
be von Geschäftsführung und Auf-
sichtsrat.
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3.7.3 Die Geschäftsführung informiert den
Aufsichtsrat regelmäßig, zeitnah und
umfassend über alle für das Unterneh-
men relevanten Fragen der Planung,
der Geschäftsentwicklung, der Risiko-
lage und des Risikomanagements. Sie
geht auf Abweichungen des Geschäfts-
verlaufs von den aufgestellten Plänen
und Zielen unter Angabe von Gründen
ein (Quartalsbericht).

3.7.4  Darüber hinaus soll der Aufsichtsrat
zeitnah unterrichtet werden, wenn
unabweisbare, erfolgsgefährdende
und vom Betrag her wesentliche Mehr-
aufwendungen oder Mindererträge
oder Mehrausgaben bei größeren In-
vestitionen zu erwarten sind.

3.7.5 Der Aufsichtsrat soll die Informati-
ons- und Berichtspflichten der Ge-
schäftsführung nach Art und Umfang
näher festlegen. Berichte der Ge-
schäftsführung an den Aufsichtsrat
sind in der Regel in schriftlicher Form
zu erstatten. Entscheidungsnotwendi-
ge Unterlagen werden den Mitgliedern
des Aufsichtsrats rechtzeitig vor der 
Sitzung zugeleitet.

3.7.6 Gute Unternehmensführung setzt 
eine offene Diskussion zwischen Ge-
schäftsführung und Aufsichtsrat vo-
raus. Die umfassende Wahrung der 
Vertraulichkeit ist dafür von entschei-
dender Bedeutung.

3.7.7 Alle Organmitglieder stellen sicher,
dass die von ihnen eingeschalteten
Mitarbeiter die Verschwiegenheits-
pflicht in gleicher Weise einhalten.

3.7.8 Die Geschäftsführung bereitet die Sit-
zungen des Aufsichtsrats und seiner
Ausschüsse vor und nimmt regelmä-
ßig an den Aufsichtsratssitzungen
teil. Der Aufsichtsrat kann bei Bedarf
ohne die Geschäftsführung tagen.

3.7.9 Die Gewährung von Krediten des Un-
ternehmens an Mitglieder der Ge-
schäftsführung und des Aufsichtsrats
sowie ihre Angehörigen bedarf der Zu-
stimmung des Aufsichtsrats.

3.7.10 Geschäftsführung und Aufsichtsrat
sollen in einem gemeinsamen Bericht
der (Beteiligungs-)Verwaltung jähr-
lich über die Corporate Governance des
Unternehmens berichten. Hierzu ge-
hört insbesondere die Erläuterung
eventueller Abweichungen von den
Empfehlungen dieses Kodex. Dabei
kann auch zu Kodexanregungen („Soll-
te/Kann-Vorschriften“) Stellung ge-
nommen werden. ●

iele Unternehmen verfügen mit ihren
ausgegliederten Unternehmen und Ein-

richtungen über konzernähnliche Strukturen.
Nicht selten sind die gebündelten Aktivitä-
ten in den Beteiligungsgesellschaften um-
fangreicher als die Aktivitäten in der Kernver-
waltung. Dies gilt insbesondere mit Blick auf
die getätigten Investitionen. 
Nachdem inzwischen eine Vielzahl von Kom-
munen ihr Haushalts- und Rechnungswe-
sen auf die Doppik umgestellt hat, ist die Er-
stellung des kommunalen Gesamtabschlus-
ses der nächste Reformschritt. Neben den An-
forderungen, die sich aus der Finanzreform er-
geben, müssen sich die Kommunen weiteren
Herausforderungen stellen. So hat eine im
April/Mai 2010 von der Ernst & Young GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft durchge-
führte Studie ergeben, dass die Kommunen
erst 2011 wieder mit einer leichten Trendwen-
de bei den Gewerbesteuereinnahmen rechnen. 
Bezogen auf die Einnahmen aus der Einkom-
mensteuer oder aus Schlüsselzuweisungen
rechnet die Mehrzahl der deutschen Kommu-

Auch Kommunen müssen ein Chancen- und Risikomanagement
einrichten, wenn sie vor bösen Überraschungen finanzieller Art
seitens ihrer Tochterunternehmen sicher sein wollen

Früh abschätzen, was
auf einen zukommt  

V

nen auch für 2011 weiterhin mit einem Rück-
gang. Demgegenüber stehen - wie vom Sta-
tistischen Bundesamt belegt - steigende
Sozialausgaben und Personalausgaben. Bei
Fortsetzung dieser Entwicklungen erscheint
eine weitere Verschuldung, die den Hand-
lungsspielraum der Kommunen noch mehr
einschränkt, sehr wahrscheinlich.

CHANCEN- UND RISIKOMANAGEMENT 

Ein Lösungsansatz für diese Problematik
könnte ein Integriertes Chancen- und Risiko-
management sein. Das möglichst frühe Er-
kennen von Risiken und Chancen erhöht
den Handlungsspielraum, diese Risiken erfolg-

� Kommunen sollten Chancen und Risiken ihrer Beteiligungsgesellschaften - etwa 
Verkehrsunternehmen - ständig im Auge behalten

Dipl.-Kfm. Daniel Borgmeier
ist Senior Manager und Pro-
kurist bei der Ernst & Young
GmbH Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft in Düsseldorf 
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THEMA BETEILIGUNGSSTEUERUNG

FO
TO

: W
O

LT
ER

FO
TO

6-32_StGRat11_2010  22.10.10  09:00  Seite 16



STÄDTE- UND GEMEINDERAT 11/2010 17

THEMA BETEILIGUNGSSTEUERUNG

reich zu bewältigen und die sich bietenden
Chancen konsequent auszunutzen. Um eine
möglichst frühe Identifikation von Risiken zu
ermöglichen, sind ein offener Umgang mit
und eine offene Diskussion von kritischen und
risikobehafteten Themen erforderlich. 
Risiko ist dabei als Gefahr zu definieren, dass
ein Ereignis, eine Handlung oder das Unter-
lassen einer Handlung die Fähigkeit einer
Kommune, die gesetzten Ziele zu erreichen,
negativ beeinflusst. Chancen sind in diesem
Kontext - analog zu den Risiken - als eine
Möglichkeit, die Zielsetzung oder Planung zu
übertreffen, zu definieren. Für finanzielle Ri-
siken und Chancen kann die Finanz- oder
Haushaltsplanung als Grundlage herangezo-
gen werden. Dieselbe Systematik kann aber
auch für Verwaltungsaufgaben und -leistun-
gen genutzt werden, sofern Klarheit und
Transparenz über das zugrundeliegende Zie-
leverständnis herrscht. 

AM ANFANG THEMENKATALOG

Um alle Chancen und Risiken vollständig zu
erkennen, empfiehlt es sich, einen mög-
lichst umfassenden Themen- oder Risikoka-
talog zu definieren. Neben dem klassischen
Bereich der Finanzrisiken mit Zinsänderun-
gen, Steuermehr- oder Mindereinnahmen, In-
vestitionen, Finanzinstrumenten oder Immo-
bilien sind auch Risiken, die sich aus dem Ver-
stoß gegen regulatorische Vorgaben wie
beispielsweise Vergaberecht, Fördermittel-
recht, Arbeitsrecht oder Datenschutz, erge-
ben können, zu berücksichtigen. 
Weitere operative Risiken können sich aus den
Prozessen oder Verwaltungsabläufen erge-
ben - beispielweise Haftungsrisiken, Risiken,
die aus der Zusage oder Ablehnung be-
stimmter Anträge erwachsen, oder techno-
logische Risiken. Abschließend sind auch
die Konsequenzen aus dem externen Umfeld
zu betrachten wie beispielsweise Änderung
der Gesetzgebung, demografische Entwick-
lung, Standort oder politische Entwicklung.
Basierend auf diesem Themenkatalog sind
durch einen angemessenen Personenkreis die
wesentlichen Risiken und Chancen einer
Kommune sowie deren Beteiligungsgesell-
schaften zu identifizieren und zu diskutieren.

PRIORITÄT FESTLEGEN

Nachdem die Liste der relevanten Themen de-
finiert worden ist, sind diese hinsichtlich der
möglichen Auswirkungen, Umsetzbarkeit bei
Chancen und Eintrittswahrscheinlichkeit bei
Risiken zu bewerten sowie in eine Rangfolge

zu bringen. Um die Chancen und Risiken ver-
gleichen zu können, sind diese nach einem ein-
heitlichen Maßstab zu quantifizieren. 
Sowohl für die möglichen finanziellen Aus-
wirkungen als auch für die Eintrittswahr-
scheinlichkeit ist dieselbe zeitliche Perspek-
tive zugrundezulegen, welche idealerweise
mit dem Planungshorizont übereinstimmt.
Dabei kann es sich nur um Schätz- oder Nä-
herungswerte handeln. Aus der Kombinati-
on der beiden Bewertungsdimensionen/„fi-
nanzielle Auswirkungen“ und „Eintritts-
wahrscheinlichkeit“ lässt sich eine Rangfol-
ge ableiten.
Bevor dann für die wesentlichen Chancen und
Risiken detaillierte Steuerungsmaßnahmen
definiert werden, sind die Risiken und Chan-
cen hinsichtlich kumulativer Effekte zu un-
tersuchen. Damit soll sichergestellt wer-
den, dass einzelne Themen, die für sich ge-
nommen von untergeordneter Bedeutung
sind, nicht doch aufgrund möglichen Zusam-
menwirkens im Weiteren ins Gewicht fallen
und zu beachten sind. 

SUCHE NACH OPTIMIERUNG

Die wesentlichen Risiken und Chancen sind
im Folgenden hinsichtlich einer möglichen

Optimierung zu untersuchen. Dabei ist ei-
ne Fokussierung auf wenige Themen oftmals
besser als ein ganzheitlicher Ansatz. Die Ri-
siken und Chancen sind auf folgende Frage-
stellungen hin zu untersuchen: Was kann
noch zusätzlich getan werden, um den Ri-
sikoeintritt zu vermeiden oder abzumil-
dern? Was kann getan werden, um die
identifizierten und bewerteten Potenziale
umzusetzen, sodass ein positiver Effekt
entsteht?
Die Beantwortung dieser Fragestellungen
sollte zu einem umfangreichen Maßnah-
menkatalog führen. Zu den wesentlichen
Aufgaben eines Chancen- und Risikomana-
gements gehört es, sicherzustellen, dass Ver-
antwortlichkeiten für diese Maßnahmen klar
geregelt sind und dass die Umsetzung der
geplanten Maßnahmen überwacht wird. Ge-
schieht dies konsequent, kann sich der
Wertbeitrag eines integrierten Chancen- und
Risikomanagement bestens entfalten. 
Jedoch ist in der Praxis immer wieder zu be-
obachten, dass viel Zeit und Energie in die ers-
ten beiden Schritte Identifikation und Bewer-
tung investiert wird. Diese werden mit Lei-
denschaft und Hingabe diskutiert, und dafür
wird die eigentliche Optimierung und Steue-
rung vernachlässigt. 

Anzeige

www.kanal-gutachter.de

ie lebten die Rheinländer vor
1.000 Jahren? Wer waren

die mächtigsten Persönlichkeiten?
Antworten auf diese und ähnliche
Fragen gibt ein neues Internet -
portal des Landschaftsverbandes
Rheinland (LVR). Unter www.
rheinische-geschichte.lvr.de fin-
den Geschichtsinteressierte Informa-
tionen aus zwei Jahrtausenden rhei-
nischer Geschichte - von der Vor-
und Frühgeschichte über die Römer-
zeit, das Mittelalter und die „Franzo-
senzeit“ bis hin zur Gegenwart. Ne-
ben Daten, Fakten und Fotos bietet
die Internetseite auch Verzeichnisse
von Kultureinrichtungen und monat-
liche Kalenderblätter zu historischen
Ereignissen. 

2.000 JAHRE RHEINISCHE GESCHICHTE ONLINE

W
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ÜBERWACHUNG UND BERICHTSWESEN

Da sich Risiken im Zeitverlauf ändern, neue
Risiken und Chancen entstehen können,
sind diese im laufenden Jahr zu überwachen.
So kann auch überprüft werden, ob die de-
finierten Maßnahmen greifen und tatsäch-
lich zu einer Verbesserung der Chancen-/Ri-
sikosituation führen. Eine effiziente Möglich-
keit, Risiken hinsichtlich ihrer Änderung und
Maßnahmen hinsichtlich ihrer Zielerrei-
chung zu überwachen, stellen Kennzahlen
oder Leistungsindikatoren dar. Anhand eini-
ger weniger Kennzahlen lassen sich bereits
wirksam Veränderungen in der gesamten Ri-
sikolandschaft ermitteln. Diese Kennzahlen
können eine wertvolle Ergänzung zur etab-
lierten Berichterstattung sein. 
Die Ergebnisse aus der Chancen- und Risiko-
analyse sollten sowohl innerhalb der Kern-
verwaltung und innerhalb der Beteiligungs-
unternehmen als auch in deren Aufsichtsgre-

mien - bis hin zum Stadtrat - kommuniziert
werden. Die risikorelevanten Informationen
können eine wertvolle Bereicherung für zu
treffenden Entscheidungen sein. Dies gilt ins-
besondere auch für politische Entscheidun-
gen, da man hierbei oftmals den Eindruck ge-
winnt, dass langfristige Konsequenzen und
zugrunde liegende Risiken nicht transparent
gemacht oder gar ignoriert werden. 
Neben der sich aus dem kommunalen Ge-
samtabschluss ergebenden finanziellen Be-
richterstattung können Chancen- und Risi-
koinformationen eine wertvolle Ergänzung
zu den berichteten Zahlen sein, und in den
üblichen Berichtszyklus mit eingebunden wer-
den. Auf diese Weise werden sie Bestandteil
von Haushaltsberatungen oder fließen auch
bei weiteren Sitzungen - beispielsweise des
Haushaltsausschusses - mit ein. ●

THEMA BETEILIGUNGSSTEUERUNG
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ompliance“ ist ein Modewort, das ak-
tuell als neuer Trend angepriesen wird.

Das ist etwas überraschend, weil „Complian-
ce“ nichts anderes als „Übereinstimmung
mit den Vorgaben“ bedeutet - und das soll-
te doch eine Selbstverständlichkeit sein.
Neu scheint also nur der Begriff, nicht die
damit verbundene Aufgabenstellung zu
sein. 
Nichtsdestotrotz wäre es fatal, diese als Ba-
nalität abzutun. Denn der Grund der aktu-
ellen Compliance-Diskussion liegt in realen
Verfehlungen. Die Aufmerksamkeit der Öf-
fentlichkeit nimmt zu, die Gerichte und Auf-
sichtsbehörden werden unnachsichtiger. 
Die aktuellen Entwicklungen und Diskus-
sionen machen deutlich, dass der Manage-
mentaufgabe, Regelkonformität im Unter-
nehmen durch geeignete organisatorische
Maßnahmen und Kontrollen sicherzustel-
len, eine höhere Priorität eingeräumt wer-
den sollte. Für kommunale Unternehmen
gilt dies in besonderem Maße. Die hohe

Weil die Regeln zur Führung kommunaler Unternehmen stetig
komplizierter werden, gewinnt die Managementaufgabe der
Compliance - das korrekte Befolgen von Regeln - an Bedeutung

C

Chef als Spielmacher
und Schiedsrichter  

� Regulierungsdichte und Komplexität etwa in der Entsorgungswirtschaft machen 
Compliance als Management-Aufgabe unverzichtbar
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Priorität von Compliance Management für
kommunale Unternehmen ergibt sich unter
anderem aus folgenden Aspekten: 

• gegenwärtig ist eine erhöhte Aufmerk-
samkeit der politischen Gremien - bis hin
zu einer kritischen Positionierung - im Ver-
hältnis zu den Beteiligungsunternehmen
festzustellen. Unnötige Angriffspunkte
sollten vor diesem Hintergrund vermieden
werden; 

• die spezifischen Bindungen des kommuna-
len Wirtschaftsrechts und deren teils unge-
klärtes Spannungsverhältnis zu gesell-
schaftsrechtlichen Vorgaben führen in der
Praxis zu Rechtsunsicherheit bei Aufsichts-

Henning Fischer  
ist Rechtsanwalt bei der
Kanzlei Rödl & Partner in
Köln
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Neben der Erfüllung regulatorischer und auf-
sichtsrechtlicher Anforderungen kann ein in-
tegriertes Chancen- und Risikomanagement
wertvoller Bestandteil der modernen Kommu-
nalverwaltung werden. Weiterer Mehrwert
kann sich aus der Kombination des Chancen-
und Risikomanagements mit dem kommuna-
len Gesamtabschluss ergeben. Wird ein Chan-
cen- und Risikomanagement auf diese Weise
in die üblichen Verwaltungsaufgaben und -ab-
läufe integriert, sind neben dem einmaligen
Einrichtungsaufwand kaum mehr zusätzli-
che Aufwendungen erforderlich. Die zusätzli-
che Transparenz hingegen ist nachhaltig. 
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rat, Geschäftsführung und Bürger meis -
ter/in in der Rolle als Gesellschaftervertre-
ter. In diesem Zusammenhang sei auch die
Amtsträgereigenschaft kommunaler Auf-
sichtsratsmitglieder erwähnt, die straf-
rechtlich von besonderer Relevanz ist; 

• aus der besonderen Regulierungsdichte in
der Ver- und Entsorgungswirtschaft (Ener-
gie, Wasser, Abwasser, Abfall) leitet sich ei-
ne erhöhte Gefahr relevanter Rechtsver-
stöße ab; 

•  die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsfüh-
rung ist regelmäßig Gegenstand der Jah-
resabschlussprüfung kommunaler Unter-
nehmen (§ 53 Haushaltsgrundsätzegesetz
- HGrG); 

• die Erwartung von Öffentlichkeit und Poli-
tik an die Rechtmäßigkeit und Ordnungs-
mäßigkeit unternehmerischen Handelns
bei kommunalen Unternehmen ist im All-
gemeinen besonders hoch. 

TRANSPARENZ SCHAFFT SICHERHEIT

Gesetzeskonformität, Haftung und eine ange-
messene Informationsbereitstellung werden
immer wichtiger. Um den rechtlichen Anforde-
rungen genügen zu können, müssen im We-
sentlichen zwei Aspekte sichergestellt sein:

• Kenntnis der relevanten Vorgänge im eige-
nen Verantwortungsbereich 

• Kenntnis der aktuellen rechtlichen Anfor-
derungen

Entscheidend ist somit die Transparenz im
eigenen Verantwortungsbereich. Hat der
Verantwortliche alle Informationen zur rech-
ten Zeit, ist er in der Lage, Defizite zu erken-
nen und Fehlentwicklungen zu korrigieren.
Nur wenn das gewährleistet ist, kann den
Anforderungen des Gesetzgebers und der
Öffentlichkeit genügt werden. Operative
und strategische Ziele können nachhaltig
erreicht werden. 

PFLICHT ZUM INFORMIERTSEIN

Dieses Szenario ist eine elementare Voraus-
setzung für das, was aktuell unter dem

Stichwort „Compliance“ diskutiert wird. Da-
runter fallen die Einhaltung externer und
interner Vorgaben sowie die Bereitstellung
der Informationen, welche die so genannten
Anspruchsteller (Stakeholder) von den Ver-
antwortlichen erwarten. In vielen Fällen
geht es dabei ganz wesentlich um die Ver-
meidung zivil- oder sogar strafrechtlicher
Verantwortlichkeit von Fach- und Führungs-
kräften (Organisationsverschulden). 
Aber nicht nur die Kenntnis der Vorgänge im
eigenen Verantwortungsbereich ist eine täg-
liche und nur systematisch zu bewältigende
Herausforderung. Auch die Transparenz über
die jeweiligen externen Anforderungen soll-
te nicht unterschätzt werden. In einer „Inter-
netgesellschaft“, in der Informationen leicht
zugänglich sind, gilt in ganz besonderem
Maße „Unwissenheit schützt vor Strafe
nicht“. 

Fatal sind in diesem Zusammenhang oft ge-
fährliches Halbwissen oder veraltete Infor-
mationen. Neben der Schaffung von Trans-
parenz im operativen Verantwortungsbe-
reich und deren nachweisender Dokumenta-
tion sollte daher eine systematische Beob-
achtung der Veränderungen der rechtlichen
Rahmenbedingungen, wichtiger Urteile und
aktueller Trends auf der Agenda von Füh-
rungskräften weit oben stehen. 

KONZERN-COMPLIANCE MANAGEMENT

Die Pflicht des Geschäftsführers zur ord-
nungsgemäßen Umsetzung eines angemes-

senen Compliance-Managements be-
schränkt sich nicht auf die eigene Gesell-
schaft, sondern erstreckt sich nach der
Rechtsprechung auch auf deren Tochterge-
sellschaften (Konzern). Instruktiv ist in die-
sem Zusammenhang ein aktuelles Urteil
des Oberlandesgerichts Jena (Urteil vom
12.8.2009 - 7 U 244/07). 
Das Gericht hatte zur außerordentlichen
Kündigung eines Geschäftsführers wegen
Verletzung seiner Konzernüberwachungs-
pflicht zu entscheiden. Es stellt fest, dass
dem Geschäftsführer der Muttergesellschaft
die Überwachung der Tochtergesellschaf-
ten obliege. Das Fehlen eines funktionsfähi-
gen, angemessenen Konzernüberwachungs-
systems sieht das Gericht als Verletzung der
Geschäftsführungspflichten an. 
Die Begründung lautet: Ohne ein entspre-
chendes Kontrollsystem besteht keine Mög-

lichkeit, Anhaltspunkte für Pflichtverletzun-
gen der Tochtergesellschaften zu finden. Ei-
ne Entlastung des Geschäftsführers der
Muttergesellschaft mit der Begründung, kei-
ne Anhaltspunkte für Pflichtverletzung des
Geschäftsführers der Tochtergesellschaft be-
sessen zu haben, kommt daher nicht in Be-
tracht. 

ORGANISATION ÜBERPRÜFEN 

Um sicherzustellen, dass diese Anforderun-
gen tatsächlich erfüllt werden, und um eine
Compliance-Sensibilität des Managements
zu dokumentieren, kann es empfehlenswert

� Im Sinne guter 
Unternehmensfüh-
rung müssen Regeln
und Absprachen 
zwischen Kommune
und Unternehmen
eingehalten werden 

6-32_StGRat11_2010  22.10.10  09:00  Seite 19



20 STÄDTE- UND GEMEINDERAT 11/2010

sein, die Unternehmensorganisation zu
überprüfen. Leitlinie hierfür kann beispiels-
weise der IDW Prüfungsstandard EPS 980
„Grundsätze ordnungsmäßiger Prüfung von
Compliance Management-Systemen“ sein,
der noch 2010 verabschiedet werden soll. 
Wichtig ist die Konzentration der Prüfung
auf wesentliche rechtliche Risiken – bei-
spielsweise Anforderungen aus dem Ener-
giewirtschaftsgesetz oder sonstigem bran-
chenspezifisches Fachrecht, Anti-Fraud, Kar-
tellrecht, Datenschutz, Produkthaftung, Bei-
hilferecht, Vergaberecht, §§ 107 ff. Gemein-
deordnung - GO NRW und Ähnliches). Für
die identifizierten Risiken ist dann zu er-
mitteln, ob seitens der Unternehmenslei-
tung 

• einschlägige Verhaltensregeln für die Mit-
arbeiter kommuniziert und dokumentiert
sind; 

• ein Prozess definiert und einem Mitarbei-
ter zugeordnet ist, der das erfolgreiche
Management der konkreten rechtlichen
Anforderung sicherstellt. 

RECHTSWIRKSAME DELEGATION

Entscheidend ist, dass die Delegation der
betreffenden Aufgabe auf den/die ausfüh-
renden Mitarbeiter/innen rechtswirksam
erfolgt ist. Eine fehlerhafte Delegation führt
dazu, dass die Verantwortung ohne weiteres
unmittelbar bei der Geschäftsführung oder
dem jeweiligen Vorgesetzten verbleibt. Eine
wirksame Delegation setzt voraus: 

• Qualifikation und angemessene Kapazi-
tät des betroffenen Mitarbeiters bezogen
auf die konkrete Tätigkeit; 

• Klare, dokumentierte Aufgabenzuordnung
und Handlungsanleitung, insbesondere
wenn mehrere Personen beteiligt sind
(Schnittstellen); 

• Übertragung der für die Aufgabenwahr-
nehmung erforderlichen Befugnisse so-
wie Bereitstellung der erforderlichen Ar-
beitsinstrumente und aktuellen Informa-
tionen; 

• Angemessene Überwachung der Aufga-
benwahrnehmung durch den Geschäfts-
führer oder den jeweiligen Vorgesetzten
sowie Festlegung turnusmäßiger und an-
lassbezogener Berichtspflichten. 

Nach allgemeiner Erfahrung kann eine kri-
tische Bestandsaufnahme des Compliance
Managements und gegebenenfalls Ablei-
tung von Verbesserungsmaßnahmen meist

im Rahmen einer überschaubaren Anzahl
von Workshops geschehen. Teilnehmen soll-
ten daran die Führungskräfte und die Mitar-
beiter der compliance-relevanten Aufgaben-
bereiche eines Unternehmens.

BÜRGERMEISTER-VERANTWORTUNG

Die kommunale Konzernverantwortung des
Rates und insbesondere des Bürgermeis-
ters/der Bürgermeisterin in der Doppelfunk-
tion als Verwaltungsspitze und Gesellschaf-
tervertreter ist nicht nur politisch fundiert.
Vielmehr kommt den Bürgermeistern auf-
grund der einschlägigen Vorschriften der
Gemeindeordnung des Landes Nordrhein
Westfalen eine - im Vergleich zum privat-
wirtschaftlichen Bereich erheblich gestei-
gerte - konzernbezogene Führungsverant-
wortung zu. Diese geht über die Pflicht zur
gewissenhaften Ausübung der Beteiligungs-
rechte hinaus.
Die Kommune darf Beteiligungen, auf die
sie unmittelbar oder mittelbar maßgebli-
chen Einfluss hat, grundsätzlich nicht als
bloße Finanzanlagen halten. Vielmehr ist
es gesetzliche Aufgabe von Bürgermeis-
tern, auf die Beteiligungen dahingehend
einzuwirken, dass öffentlicher Zweck und -
soweit möglich - eine angemessene Eigen-
kapitalrendite nachhaltig erreicht sowie die
einschlägigen Rechtsvorschriften eingehal-
ten werden (konzernweite Legalitätskon-
trolle, vgl. z.B. § 108 Absatz 3 Ziffer 3 i.V.m. 
§ 109 GO NRW). 
Auf die Ausführungen zu dem Urteil des
OLG Jena wird in diesem Zusammenhang

THEMA BETEILIGUNGSSTEUERUNG

verwiesen. Der Bürgermeister hat insoweit
die Rolle des Konzernvorstandes. Es ist nicht
auszuschließen, dass die Rechtsprechung
des OLG insoweit übertragbar ist. 

RECHTZEITIG FORDERUNGEN EINTREIBEN

Der Bürgermeister ist im Verhältnis zur Stadt
insbesondere verantwortlich dafür, dass dem
städtischen Haushalt aus den Verflechtun-
gen zwischen Beteiligungen und Kernver-
waltung keine Vermögensschäden entste-
hen. Ein praktisch relevantes Beispiel hierfür
ist das Stehenlassen von Forderungen der
Stadt gegenüber einer Eigengesellschaft.
Gerät die Gesellschaft finanziell in die Krise,
weil etwa die Kommunalaufsicht im Rah-
men der Haushaltsgenehmigung die Zu-
schüsse aus dem städtischen Haushalt de-
ckelt, kann eine Begleichung der Forderun-
gen nach § 30 GmbH-Gesetz ausgeschlossen
sein. 
Ferner obliegt es dem Bürgermeister im Ver-
hältnis zur Stadt, gegebenenfalls in die Ge-
schäftsführung und die Tätigkeit des Auf-
sichtsrates eines Beteiligungsunterneh-
mens einzugreifen, wenn die gesellschafts-
vertraglichen oder gesetzlichen Anforde-
rungen an die Geschäftsführung respektive
die Aufsichtsratstätigkeit nicht eingehalten
werden. Geeignetes Instrument für die Re-
gelung dieser Verantwortungsbereiche der
Verwaltungsspitze ist eine rechtlich fun-
dierte Beteiligungsrichtlinie. Über den
„Comply-or-Explain-Mechanismus” kann die
Kontrolllast der Verwaltungsspitze redu-
ziert werden. ●
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eue Führungskraft an der Spitze des Land-
schaftsverbandes Rheinland (LVR) ist Ulrike

Lubek. Die 47-jährige Juristin, die einstimmig von
der Landschaftsversammlung gewählt wurde, tritt
die Nachfolge von Harry Voigtsberger an, der als Mi-
nister für Wirtschaft, Energie, Bauen, Wohnen und
Verkehr zur nordrhein-westfälischen Landesregie-
rung gewechselt ist. Lubek war 2007 vom Land-
schaftsverband Westfalen-Lippe (LWL) nach Köln
zum LVR gekommen. Bisher leitete sie dort das De-
zernat für Klinikverbund und Heilpädagogische Hil-
fen mit 10.000 Beschäftigten. Als Direktorin ist sie
für acht Jahre gewählt, steuert die Verwaltung und
ist gesetzliche Vertreterin des regionalen Kommunal-
verbandes mit 15.000 Mitarbeitern.

ULRIKE LUBEK NEUE
LVR-DIREKTORIN
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len keine verdeckte Gewinnausschüttung
(vGA) mehr aus und ermöglicht die Ersparnis
von Kapitalertragsteuer. 
Eventuell können Müllheizkraftwerke künf-
tig stärker in den Querverbund integriert
werden. Einige Wirtschaftsförderungs-, Mes-
se- und Stadthallengesellschaften befinden
sich hingegen möglicherweise als Kapitalge-
sellschaft in einer unpassenden Rechtsform.
Die Beendigung des Bestandsschutzes für be-
stehende Querverbünde bei Umstrukturierun-
gen, überschießende Kontrollvorschriften
wie die Fusionskontrolle nach dem Gesetz ge-
gen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB)
sowie die derzeitige NRW-Gemeindeord-
nung, welche die Stadtwerke in NRW gegen-
über anderen benachteiligt, sind hierbei zu be-
achten. 
Geschäftsleiter kommunaler Unternehmen
sind angesichts dieser Umstände zu grund-
legenden Entscheidungen veranlasst. Wie
ist aber die Entscheidung zu treffen, sodass
keine unangemessenen Haftungsrisiken ent-
stehen? 

AG-Vorstände

Die maßgebliche Haftungsvorschrift für Vor-
standsmitglieder einer Aktiengesellschaft
(AG) ist § 93 Aktiengesetz (AktG). Danach ha-
ben Vorstandsmitglieder die Pflicht, die Sorg-
falt eines ordentlichen und gewissenhaften
Geschäftsleiters anzuwenden (§ 93 Abs. 1 S. 1
AktG). Verletzt ein Vorstandsmitglied diese
Pflicht, ist es der Gesellschaft zum Ersatz des
daraus entstehenden Schadens verpflichtet
(§ 93 Abs. 2 S. 1 AktG). Sind mehrere Vorstands-
mitglieder für den Schaden verantwortlich,
haften sie als Gesamtschuldner. 
Von entscheidender Bedeutung und auch in
der Praxis von hoher Relevanz ist die Beweis-
lastregelung des § 93 Abs. 2 S. 2 AktG. Diese
Vorschrift normiert eine Beweislastumkehr,
die es dem betroffenen Vorstandsmitglied auf-
erlegt, im Prozessfall den Nachweis zu erbrin-
gen, dass es die Sorgfaltspflicht eingehalten
hat. Die Gesellschaft muss hingegen als An-

Andere kommunale Unternehmen setzen
auf die Eigenerstellung von Leistungen oder
die Diversifizierung und übernehmen neben
den Kernaufgaben der Ver- und Entsorgung
auch verwandte Tätigkeiten wie Facility Ma-
nagement, Telekommunikation und IT-Versor-
gung. Die Energiesteuernovelle wird indessen
verbreitete Anwendungsformen des Con-
tracting wirtschaftlich beeinträchtigen. 

CHANCEN IM QUERVERBUND 

Der Kostendruck auf defizitäre Einrichtungen
zwingt die Kommunen teilweise dazu, sich von
subventionierten Unternehmen zu trennen
oder Anteile im strukturierten Bieterverfah-
ren am Markt anzubieten. Aber auch Steuer-
optimierungsmaßnahmen bei defizitären
Einrichtungen bieten sich an. Nach dem Jah-
ressteuergesetz 2009 ist der Querverbund
zwar grundsätzlich nur noch bei kommuna-
ler Mehrheit gesichert. Gleichzeitig löst aber
die Übertragung städtischer Unternehmen auf
den Stadtwerke-Konzern in besonderen Fäl-

eschäftsleiter von Kapitalgesellschaften
sehen sich durch eine restriktive Recht-

sprechung und die gesetzgeberische Tätigkeit
einer zunehmend strengeren Haftung ausge-
setzt. Gleichzeitig steht die Kommunalwirt-
schaft vor Herausforderungen. In der Versor-
gungswirtschaft sind die kommunalen Unter-
nehmen steigendem Wettbewerbsdruck und
einer intensiven Preisregulierung sowie -kon-
trolle ausgesetzt. Hinzu kommt die notwen-
dige Kostenreduktion im Energienetz durch die
Anreizregulierung. Entflechtung und Liberali-
sierung schaffen kleinere Einheiten. 
Auf diese Entwicklung wird mit Kooperatio-
nen in gemeinsamen Gesellschaften oder
auf schuldrechtlicher Basis reagiert. So gibt es
in der Energieversorgung bereits eine Fülle ge-
meinsamer Projekte im Bereich Erzeugung/
Speicher, Erneuerbare Energien, Beschaffung,
Netzbetrieb und Messwesen. Auch das novel-
lierte Vergaberecht erleichtert Kooperationen,
insbesondere für Sektorenauftraggeber wie
Wasser- oder Energieversorgungsunterneh-
men sowie Verkehrsunternehmen. 

Geschäftsleiter kommunaler Aktiengesellschaften und GmbHs
müssen sich auf zunehmend strenge Schadenersatzregeln bei
Misserfolg oder Vermögensverlust des Unternehmens einstellen

Nur Sorgfältige bleiben
von Haftung verschont 
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� Im Falle von Missmanagement tragen Geschäftsleiter kommunaler GmbHs und 
Aktiengesellschaften die Last der Haftung

Eike Christian Westermann
ist Rechtsanwalt und 
Steuerberater bei der 
PriceWaterhouseCoopers 
Legal AG in Düsseldorf

Arnulf Starck  
ist Rechtsanwalt und 
Steuerberater bei der 
PriceWaterhouseCoopers 
Legal AG in Düsseldorf
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UNTERNEHMERISCHES ERMESSEN

Die Business Judgment Rule verfolgt das Ziel,
das unternehmerische Handeln und Ermessen
der Geschäftsleiter zu schützen. Sie greift
daher nur bei unternehmerischen Entscheidun-
gen ein - sprich: bei Entscheidungen, die nach
unternehmerischen Zweckmäßigkeitsge-
sichtspunkten zu treffen sind. Nicht von der
Business Judgment Rule erfasst sind die so ge-
nannten Pflichtaufgaben. Zudem muss sich die
Maßnahme innerhalb der durch die Gesetze,
die Satzung und die Geschäftsordnung gezo-
genen Grenzen halten.8 Dazu gehört auch die
Einhaltung des satzungsmäßigen Unterneh-
mensgegenstandes.9
Weiterhin ist erforderlich, dass der Geschäfts-
leiter vernünftigerweise annehmen durfte, auf
der Grundlage angemessener Informationen
zum Wohle der Gesellschaft zu handeln. Er
muss also die für eine sachgerechte Entschei-
dungsfindung nötigen Informationen ein-
holen. Erforderlich sind die Informationen, die
ein ordentlicher Geschäftsleiter in der aktuel-
len Situation zum Zeitpunkt der Entscheidung
herangezogen hätte. 
Dazu müssen nicht sämtliche denkbaren Er-
kenntnisquellen ausgeschöpft werden. Ausrei-
chend ist eine in der konkreten Entschei-
dungssituation unter Abwägung von Kosten
und Nutzen weiterer Informationsgewinnung
„angemessene“ Tatsachenbasis.10 Zum Woh-
le der Gesellschaft handelt der Geschäftsleiter

spruchstellerin lediglich beweisen, dass und
in welcher Höhe ihr ein Schaden entstanden
ist und dass dieser Schaden auf einer bestimm-
ten Handlung oder Unterlassung des Vor-
standsmitglieds beruht (Kausalität zwischen
Handlung und Schaden).1
Ansprüche aus § 93 AktG verjähren in fünf Jah-
ren (§ 93 Abs. 6 AktG). Maßgeblich für den Be-
ginn der aktienrechtlichen Sonderverjährung
ist § 200 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB).
Hiernach tritt die Verjährung bereits mit der
Entstehung des Anspruchs, also auch ohne
Kenntnis des Anspruchstellers, ein. 
Entstanden ist der Anspruch jedoch nicht
bereits mit der Pflichtverletzung. Erst mit
dem Eintritt des Schadens ist der Anspruch auf
Schadensersatz entstanden, und es beginnt
damit die Verjährungsfrist des § 200 BGB zu
laufen. Der Schaden muss dabei dem Grunde
nach entstanden, braucht aber in seiner Ent-
wicklung noch nicht abgeschlossen sein. Der-
zeit wird als Folge der Finanzmarktkrise eine
Verlängerung dieser Frist auf zehn Jahre dis-
kutiert.

GmbH-Geschäftsführer

Die maßgebliche Haftungsnorm für Ge-
schäftsführer einer GmbH findet sich in § 43
GmbH-Gesetz (GmbHG). Verletzt ein Ge-
schäftsführer diese Pflicht, ist auch er der Ge-
sellschaft zum Ersatz des daraus entstehen-
den Schadens verpflichtet (§ 43 Abs. 2 GmbHG).
Auch die Geschäftsführer haften als Gesamt-
schuldner. Im Recht der GmbH findet sich zwar
keine dem Recht der Aktiengesellschaft ent-
sprechende gesetzlich normierte Beweislas-
tumkehr für den Geschäftsführer. Anerkann-
termaßen gelten jedoch für die Innenhaftung
des GmbH-Geschäftsführers die Vorschrif-
ten des Aktienrechts zur Beweislastumkehr 
(§ 93 Abs. 2 S.2 AktG) entsprechend.2 Die Ver-
jährungsfrist beträgt wie bei der Aktienge -
sellschaft fünf Jahre und beginnt ebenfalls 
nach § 200 BGB. 3

UMFASSENDE SORGFALTSPFLICHT 

Unter der Sorgfalt eines ordentlichen und ge-
wissenhaften Geschäftsleiters ist die Sorgfalt
zu verstehen, wie sie ein Geschäftsleiter, der
ein Unternehmen von bestimmter Art und Grö-
ße unter eigener Verantwortung leitet, anzu-
wenden hat. Die Sorgfaltspflicht eines Vor-
standsmitglieds, dem die Leitung einer AG an-
vertraut ist, ist grundsätzlich umfassender als
die eines gewöhnlichen Geschäftsmannes. Da-
her trifft das Vorstandsmitglied einer AG eine
erhöhte Sorgfaltspflicht, vergleichbar einem

Treuhänder fremder Vermögensinteressen.
Die Vorschrift des § 43 GmbHG verpflichtet den
Geschäftsführer einer GmbH zur Sorgfalt ei-
nes ordentlichen Geschäftsmannes und regelt
damit eine dem AktG vergleichbare Pflicht, wel-
che naturgemäß an den Besonderheiten der
GmbH-Verfassung - insbesondere an der Wei-
sungsgebundenheit des Geschäftsführers - zu
orientieren ist.

GRENZE BUSINESS JUDGMENT RULE 

Die Sorgfaltspflicht findet ihre Grenze in der
so genannten Business Judgment Rule des 
§ 93 Abs. 1 S.2 AktG. Nach diesem liegt eine
Pflichtverletzung nicht vor, wenn das Vor-
standsmitglied bei einer unternehmerischen
Entscheidung vernünftiger Weise annehmen
durfte, auf der Grundlage angemessener In-
formationen zum Wohle der Gesellschaft zu
handeln. In der Rechtsprechung des Bundes-
gerichtshofs (BGH) war vor Kodifizierung der
Business Judgment Rule anerkannt, dass Vor-
standsmitglieder einen weiten unternehme-
rischen Handlungsspielraum besitzen, ohne
den eine unternehmerische Tätigkeit nicht
möglich ist. 
Folglich kann eine Haftung wegen pflichtwid-
rigen Handelns nur bei schlechthin unvertret-
baren Entscheidungen in Betracht kom-
men.4 Da der Business Judgment Rule im We-
sentlichen deklaratorische Bedeutung zu-
kommt5, kann die bisherige Rechtsprechung
des BGH für die Konkretisierung von § 93 Abs.
1 S. 2 AktG auch weiter herangezogen wer-
den.6
Auch dem Geschäftsführer einer GmbH ist ein
solch weiter Handlungsspielraum zuzubilli-
gen. Die Business Judgment Rule wurde da-
her schon bislang auf die Geschäftsführer ei-
ner GmbH wie auf Vorstände von Aktienge-
sellschaften angewendet. Es besteht Einig-
keit in Rechtsprechung und Schrifttum, dass
sie auch weiterhin für den GmbH-Geschäfts-
führer gilt. Dieser und das AG-Vorstandsmit-
glied werden nachfolgend gemeinsam als Ge-
schäftsleiter bezeichnet.
Sind die Voraussetzungen des § 93 Abs. 1 S.
2 AktG erfüllt, liegt keine Pflichtverletzung vor.
Wer also als Geschäftsleiter den Anforderun-
gen des § 93 Abs. 1 S. 2 AktG genügt, handelt
objektiv pflichtgemäß. Werden die Vorausset-
zungen indessen nicht erfüllt, folgt daraus
aber nicht automatisch, dass der jeweilige Ge-
schäftsleiter seine Pflichten verletzt hätte.
Vielmehr ist aufgrund der Umkehr der Be-
weislast von dem jeweiligen Geschäftsleiter
darzulegen und zu beweisen, dass sein Han-
deln pflichtgemäß war.7

� Geschäftsleiter kommunaler Unternehmen
sollten sich die Unterlagen auch der Tochter -
gesellschaften genau ansehen, um Haftungs -
ansprüche zu vermeiden

1 Krieger in Krieger/Schneider, Hdb der Managerhaftung, § 3
Rz. 33.

2 BGH BGHZ 152, 280; Kurzwelly in Krieger/Schneider, 
§ 14 Rz. 3.

3 vgl. Baumbach/Hueck, GmbH-Gesetz, 19. Auflage 2010, 
§ 43 Rz. 57.

4 BGH BGHZ 135, S. 244 (253);Hefermehl/Spindler, in: Münche-
ner Kommentar zum Aktiengesetz (MüKo), § 93 Rz. 24 ff. 

5 vgl. Hüffer AktG 9. Auflage 2009, § 93 Rz. 4a m.w.N. 
6 Hüffer, a.a.O., § 93 Rz. 4b; Krieger in: Krieger/Schneider, § 3

Rz. 7 m.w.N.
7 vgl. Hüffer, a.a.O., § 93 Rz. 4c..
8 Begründung: RegE UMAG BR-Druck s.3/05, S. 18; Hüffer,

a.a.O., § 93 Rz. 4f; Krieger, a.a.O., § 3 Rz. 9.
9 Hüffer, a.a.O., § 93 Rz. 4f.
10 Hüffer, a.a.O., Rz. 4g; vgl. Begründung RegE UMAG BR-

Druck s.3/05, S. 20f; Krieger a.a.O., § 3 Rz. 10 m.w.N.; 
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grundsätzlich dann, wenn Entscheidungs-
maßstab das Unternehmensinteresse an der
Erhaltung des Bestandes, der Förderung nach-
haltiger Rentabilität und der Steige rung des
nachhaltigen Unternehmenswertes ist.11 Bei
kommunalen Unternehmen kommt aber der
Beschreibung des Unternehmensgegenstands
besondere Bedeutung zu, der primär auf Erfül-
lung eines öffentlichen Zwecks ausgerichtet ist.

ALLE INFORMATIONSQUELLEN NUTZEN

Wie kann also die Einhaltung der Anforderun-
gen an die Business Judgment Rule im Rahmen
der täglichen Geschäftsleiterpraxis bei unter-
nehmerischen Entscheidungen sichergestellt
werden? Nach der Rechtsprechung des BGH 12

ist Voraussetzung der Haftungsprivilegie-
rung des Geschäftsleiters im Rahmen seines
unternehmerischen Ermessens, dass sein
Handeln auf einer sorgfältigen Ermittlung der
Entscheidungsgrundlagen beruht. 
Danach hat der Geschäftsführer in der konkre-
ten Entscheidungssituation alle verfügbaren
Informationsquellen tatsächlicher und recht-
licher Art auszuschöpfen und auf dieser
Grundlage die Vor- und Nachteile der beste-
henden Handlungsoptionen abzuschätzen
und den erkennbaren Risiken Rechnung zu tra-
gen. Nur wenn diese Anforderungen erfüllt
sind, ist Raum für die Zubilligung unterneh-
merischen Ermessens. 
Hieraus folgt für Geschäftsmaßnahmen eine
dreistufige Prüfungsreihe, die bei positivem
Ausgang die persönliche Haftung des Ge-
schäftsleiters für später eintretende Scha-
den grundsätzlich ausschließen sollte: 

1. Sammeln von Informationen über den kon-
kreten Sachverhalt

2. Prüfen der Handlungsoptionen sowie Infor-
mation über die Chancen und Risiken des
Vorhabens

3. Treffen einer Entscheidung auf der Grund-
lage einer beide Elemente in den Blick neh-
menden Abwägung

DREISTUFIGES VERFAHREN 

Auf der ersten Stufe sind durch den Ge-
schäftsleiter alle notwendigen Informations-
grundlagen über den Sachverhalt einzuholen.
Dabei müssen alle in der konkreten Entschei-
dungssituation verfügbaren Informations-

quellen tatsächlicher und rechtlicher Art aus-
geschöpft werden.13 Bei der Frage, welche und
wie viele Informationen einzuholen sind, hat
der Geschäftsleiter aber zu beurteilen, in wel-
cher Situation sich die Gesellschaft befindet. 
Der hierbei zu betreibende Aufwand hängt
maßgeblich vom Umfang der eingesetzten
Mittel und von dem einzugehenden Risiko ab.
Rechtliche Stellungnahmen sind beispiels-
weise dann einzuholen, wenn detaillierte
Verträge abzuschließen sind oder die Gefahr
einer Verletzung von Rechten Dritter droht.
Auf der zweiten Stufe hat der Geschäftsleiter
basierend auf den zur Verfügung stehenden
Informationen die Handlungsoptionen zu er-
mitteln sowie deren Vor- und Nachteile abzu-
schätzen. In diesem Zusammenhang sind
insbesondere betriebswirtschaftliche, techni-
sche, und juristische Fragen zu beantworten.
Aus den Antworten zu den in Betracht kom-
menden Fragen kann eine Bewertungsmatrix
erstellt werden, welche die unterschiedli-
chen Handlungsoptionen mit ihren Chan-
cen und Risiken widerspiegelt. 
Auf der dritten Stufe hat der Geschäftsleiter
die Handlungsoptionen, deren Vor- und Nach-
teile er auf der zweiten Stufe ermittelt hat, ein-
zuschätzen sowie abzuwägen und sodann ei-
ne nachvollziehbare, aber nicht notwendiger-
weise risikolose Entscheidung zu treffen. Der

11 Begründung RegE UMAG BR-Drucks. 3/05, S. 19f; Krieger,
a.a.O., § 3 Rz. 10 m.w.N.

12 BGH vom 14.07.2008, II ZR 202/07, ZIP 2008 1657.
13 vgl. BGH vom 01.07.1991 - II ZR 180/90, ZIP 1991, S. 1140.
14 BGH BGHZ 129, S. 30 (34); Hüffer, a.a.O., § 93 Rz. 4 m.w.N.
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Geschäftsleiter muss allerdings objektiv und
ohne Eigennutz entscheiden. Maßstab ist,
wie ein pflichtbewusster selbstständig tätiger
Leiter eines Unternehmens der konkreten
Art zu handeln hat, der nicht mit eigenen Mit-
teln wirtschaftet, sondern ähnlich einem
Treuhänder fremden Vermögensinteressen
verpflichtet ist.14

DOKUMENTATION FÜR HAFTUNGSFALL

Die Dokumentation unternehmerischer Ent-
scheidungen und unternehmensinterner Pro-
zesse ist von hoher praktischer Relevanz für ei-
nen Beweis der Unschuld im Haftungsfall. Um
den Anforderungen, die durch die Beweislast -
umkehr gestellt werden, gerecht zu werden
und im Streitfall den Entlastungsbeweis füh-
ren zu können, sind die Informationsgrundla-
gen im Zusammenhang mit der zu treffenden
Entscheidung darzustellen, die möglichen
Handlungsoptionen und ihre Wirkungen zu
skizzieren und eine Begründung für die gewähl-
te Option niederzulegen. 
Weitere Dokumentationsobliegenheiten sind
abhängig von der wirtschaftlichen Bedeutung
der zu treffenden Entscheidung. Je wichtiger
diese Entscheidung für das Unternehmen
ist, desto höhere Anforderungen sind hier zu
stellen. ●
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schriften über den Konzernabschluss und den
Konzernlagebericht gemäß §§ 290 ff. Handels-
gesetzbuch (HGB) anlehnt. Der bisherige
Beteiligungsbericht wird angepasst und we-
gen des engen Sachzusammenhangs dem
Gesamtabschluss zugeordnet. Es soll ge-
währleistet werden, dass die Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage jeder einzelnen Ge-
meinde so dargestellt wird, als ob es sich bei
der Gemeinde um ein einheitliches „Unter-
nehmen“ handeln würde. 
Den zusätzlichen Verwaltungsaufwand, der
den Kommunen durch diesen zwölften Ab-
schnitt der GO auferlegt wird, versucht das
Land damit zu rechtfertigen, dass ein Ge-
samtabschluss zur Verbesserung der Steue-
rungsmöglichkeiten beitrage. Die prakti-
sche Einführung eines Gesamtabschlusses
ist vom NRW-Innenministerium im Mai
2007 in einem Modellprojekt erprobt wor-
den. 

ERPROBUNG IM MODELLPROJEKT

Ziel des Modellprojekts war es, bis August
2009 aus einer modellhaften Umsetzung der
gesetzlichen Anforderungen praktische Hil-
festellungen für die Aufstellung von Ge-
samtabschlüssen und zur Optimierung der
strategischen Steuerung im Konzern Kommu-
ne zu entwickeln. Beim Städte- und Ge-
meindebund NRW (StGB NRW) konnte die
Stadt Lippstadt für das Modellprojekt gewon-
nen werden. 
Der StGB NRW hat die Arbeit des Modellpro-
jekts als Geschäftsstelle sowie im verbands-
eigenen Ausschuss für Finanzen und Kommu-
nalwirtschaft intensiv begleitet. Es ist dabei
immer mehr die Erkenntnis gereift, dass bei
einer großen Zahl von Mitgliedstädten und
-gemeinden der finanzielle und personelle
Aufwand zur Erstellung eines Gesamtab-
schlusses nicht in einem angemessenen
Verhältnis zu dem Nutzen oder Erkenntnis-
gewinn für die Kommunen steht. 
Zum einen hat die Arbeit in dem Modellpro-
jekt gezeigt, dass die Städte und Gemeinden
für die Erstellung des Gesamtabschlusses er-
heblichen Personalaufwand betreiben müs-
sen oder in erheblichem Umfang externen
Sachverstand einkaufen müssen. Dies gilt
selbst in den Fällen, in denen wegen der Über-
schaubarkeit der Beteiligungen ein Erkennt-
nisgewinn verschwindend gering ist. So fin-
den sich die Angaben über die Vermögens-
lage der Beteiligungen bereits jetzt über
die Bewertung der Beteiligungen in der Bi-
lanz der jeweiligen Kommune wieder. 

er zwölfte Abschnitt der NRW-Ge-
meindeordnung (GO) mit der Über-

schrift „Gesamtabschluss“ ist durch das
NKF-Einführungsgesetz neu in die GO auf-
genommen worden. Mit dem Rechtsin-
strument soll ein wesentliches Ziel der
NKF-Einführung in den Kommunen erreicht
werden: ein Gesamtüberblick über die Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Ge-
meinden. 
Die Kommunen haben zu diesem Zweck
künftig einen Gesamtabschluss zu erstellen,
der ihre verselbständigten Aufgabenbereiche
erfasst und sich an die handelsrechtlichen Vor-

Großes Rechenwerk -
zweifelhafter Nutzen
Der NKF-Gesamtabschluss, den NRW-Kommunen erstmals mit 
Jahresende 2010 aufzustellen haben, erfordert großen Aufwand
und eignet sich kaum zum Steuern von Tochtergesellschaften

D

� Im Rahmen des NKF-Gesamtabschlusses müssen Kommunen ihre Tochtergesellschaften 
in die Bilanzierung aufnehmen
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Andreas Wohland ist 
Hauptreferent für Finanzen
beim Städte- und 
Gemeindebund NRW

DER AUTOR
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VERKEHR

Auch die Finanz- und Ertragslage der verselb-
ständigten Aufgabenbereiche ist bekannt
und kann für Steuerungszwecke bereits
jetzt eingesetzt werden. Steuerungsdefizi-
te sind bei kleinen Kommunen mit wenigen
Beteiligungen längst nicht so verbreitet
wie bei einer Stadt mit ausgeprägter Kon-
zernstruktur. 

VERALTETE DATEN 

Schließlich ist unstreitig, dass eine in die Zu-
kunft weisende Steuerung des Konzerns
Stadt anhand von vergangenheitsbezogenen
Daten eines Gesamtabschlusses nur einge-
schränkt zu leisten ist. Der Gesamtabschluss
konsolidiert Daten aus den Jahresabschlüs-
sen der verselbständigten Aufgabenbereiche.
Wegen der Vorbereitungsarbeiten handelt
es sich daher zwingend um historische An-
gaben. Für eine effektive Steuerung ist viel-
mehr eine Planung notwendig, bei der jeder
einzelnen Beteiligung Zielvorgaben ge-
macht werden. Dies ist heute schon möglich
und wird auch in der Praxis häufig so ge-
macht.
Der StGB NRW-Ausschuss für Finanzen und
Kommunalwirtschaft hat nach intensiven Be-
ratungen das Land aufgefordert, in § 116 Abs.
1 GO NRW möglichst weit gehende Ausnah-
men von der Verpflichtung zur Aufstellung
eines NKF-Gesamtabschlusses festzulegen.
Eine Arbeitsgruppe aus kommunalen Prak-
tikern und Wirtschaftsprüfern hat dazu einen
realisierbaren Vorschlag ausgearbeitet.
So könnte dann von der Aufstellung eines Ge-
samtabschlusses abgesehen werden, wenn
bei zweien der drei Merkmale „Bilanzsumme“
(Betriebe zu Betrieben plus NKF-Eröffnungs-
bilanz), „Mitarbeiterzahl“ (Betriebe zu Betrie-
ben plus Verwaltung) sowie „Erträge“ (Betrie-
be zu Betrieben plus Kommunalhaushalt) der
Anteil der ausgelagerten Betriebe kleiner als
15 Prozent ist. Diese Ausnahmevorschrift
würde auf der anderen Seite keine Kommu-
ne daran hindern, einen Gesamtabschluss
aufzustellen, wenn es politisch gewünscht
wäre. 
Schließlich hat der Ausschuss wegen der ak-
tuellen personellen Belastungen in den
Kämmereien durch Umsetzung des Konjunk-
turpaktes II und die Umstellung der Kern-
haushalte auf das NKF vorgeschlagen, die
Frist zur erstmaligen Aufstellung des Ge-
samtabschlusses um zwei Jahre zu verlän-
gern. Die jetzt im Gesetz normierte Frist
31.12.2010 ist wegen der umfangreichen
Vorarbeiten zu einem Gesamtabschluss in
der Praxis ohnehin nicht realisierbar. ●

Mit Strom fahren macht 
Verkehr nicht flüssiger 

emeinsam mit den kommunalen Spit-
zenverbänden und dem Deutschen In-

stitut für Urbanistik, dem Verband kommu-
naler Unternehmen VKU sowie weiteren
Partnern haben die Stadtwerke Düsseldorf am
7. Oktober 2010 in der Turbinenhalle der
Stadtwerke eine Kommunalkonferenz „Elek-
tromobilität in Kommunen“ veranstaltet.
Im Rahmen der von der Bundesregierung ge-
förderten „Modellregion Rhein-Ruhr“ werden
derzeit in dem Projekt „E-Mobil NRW“ inner-
städtische Mobilitätskonzepte entwickelt. 
Ziel der Bundesregierung ist es, bis zum Jahr
2020 mindestens eine Million Elektroautos
auf die deutschen Straßen zu bringen. Die Zu-
sammenarbeit mit den Kommunen soll da-
zu beitragen, Deutschland zum Leitmarkt der
Elektromobilität zu machen. 
Horst Becker, Parlamentarischer Staatsse-
kretär für Verkehr im NRW-Ministerium für
Wirtschaft, Energie, Bauen, Wohnen und
Verkehr, wies auf die Chancen der Elektromo-
bilität in Bezug auf Lärmminderung und
Abgasvermeidung hin. Prof. Dr. Klaus Beck-
mann vom Deutschen Institut für Urbanistik,
unterstrich die Notwendigkeit einer Einbin-
dung der Elektromobilität in kommunale
Verkehrskonzepte. 
Die Vertreter der kommunalen Spitzenverbän-
de hoben hervor, dass Elektromobilität -
wenn dadurch lediglich der Fahrzeugbe-

Bei der Kommunalkonferenz „Elektromobilität“ Anfang Oktober
2010 in Düsseldorf wurde deutlich, dass Elektrofahrzeuge nur im
Rahmen von Gesamtverkehrskonzepten einen Nutzen bringen

G stand durch E-Autos vermehrt wird - wohl zur
Verringerung von Luftschadstoff- und Lärmim-
missionen in den Kommunen beitragen kön-
ne. Aber das mit dem motorisierten Individual-
verkehr einhergehende Flächenproblem wer-
de damit nicht gelöst. 

WEITERHIN FLÄCHENPROBLEM 

Oliver Mietzsch, Verkehrs-Hauptreferent des
Städtetages NRW, machte deutlich, Elektro-
mobilität gebe nur dann Sinn, wenn sie ein-
schließlich ihrer Infrastruktur in städtebau-
liche sowie umwelt-, verkehrs- und energie-
politische Gesamtkonzepte der Kommunen
eingebunden sei. Roland Thomas, Hauptrefe-
rent für Wirtschaft und Verkehr beim Städte-
und Gemeindebund NRW, verwies ergän-
zend auf die Potenziale für den Radverkehr in
Kommunen. Diese könnten durch den Einsatz
so genannter Pedelecs - Fahrräder mit Elek-
trounterstützung - noch weitere Einsatzfel-
der eröffnen. 
Die Vertreter der kommunalen Spitzenverbän-
de sprachen sich gegen jede Verpflichtung der
Kommunen aus, eine öffentliche Infrastruk-
tur zum Laden von Elektrofahrzeugen aufzu-
bauen und vorzuhalten. Eine Privilegierung von
Elektro-Autos sei nur zu akzeptieren im Zusam-
menhang mit umfassenden Nahmobilitäts-
und Gesamtverkehrskonzepten. (rth)

� Nach den 
Plänen der Bundes-
regierung sollen 
in zehn Jahren 
mindestens eine
Million Elektro-
autos auf deutschen
Straßen fahren
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE

gleichzeitig in Betrieb sind. Server und PC sind
also entkoppelt. Dies hat einen unschätzba-
ren Vorteil: Wenn der Rechner ausfällt oder
überlastet ist, kann der Server automatisch
auf einem anderen Rechner weiterlaufen. Die
Kunden, die auf diesen Server zugreifen - et-
wa Betreiber und Nutzer eines Internet-
Angebots - können praktisch ohne Unterbre-
chung weiterarbeiten. 

CHANCE KOSTEN SENKEN 

Die Technik zum blitzschnellen Verlagern von
Servern, Anwendungsprogrammen und Da-
tenbanken existiert also. Gleichzeitig sind die
Übertragungsnetze so schnell geworden,
dass Informationen im Gigabit-Tempo ver-
schickt werden können. Was liegt also näher,
als Software und Daten nicht nur zwischen
Rechnern in einem Haus, sondern weltweit
hin- und her zu verschieben? 

IT-Verantwortliche sehen darin die Chance,
die Kosten für den IT-Betrieb massiv zu
senken - oder angesichts kontinuierlich
steigender Anforderungen halbwegs kon-
stant zu halten. Denn wer selbst IT-Kapazi-
täten anschaft - sprich: ein Rechenzentrum
betreibt - hat stets das Problem, den Bedarf
richtig einzuschätzen. Will man Kapazitäts-
engpässe vermeiden, wird man ausreichend
Reserven anlegen. Und genau dies - Rechner,
die nur zu 20 bis 30 Prozent ausgelastet sind
- kostet Geld: Für Anschaffung und Ab-
schreibung, für Strom und Klimatechnik
und nicht zuletzt für die Standfläche im Ge-
bäude.
Für die öffentliche Verwaltung zählt vor al-
lem eines: Datenschutz und Datensicher-
heit. Dem Datenschutz unterliegen sämt-
liche personenbezogenen Daten - und das
ist in der Verwaltung ein erheblicher Teil.
Beim Cloud Computing handelt es sich - da-
tenschutzrechtlich gesehen - um die Über-
tragung von Daten an einen Dritten. Dies
ist nur erlaubt, wenn die Betroffenen zuge-
stimmt haben, wenn das Gesetz es gestat-
tet oder wenn der Cloud-Dienstleister in ei-
ner Auftrags-Datenverarbeitung tätig ist.
Für das Letztere - geregelt unter § 3 Abs. 8
Satz 3 Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) -
gelten strenge Auflagen. Solche sind auch
in § 11 Datenschutzgesetz NRW festge-
schrieben.

NUR SICHER IN DER EU 

Für den Auftraggeber ist wichtig zu wissen,
wo seine Daten gespeichert und verarbeitet
werden. Denn sonst kann er nicht sicher sein,
dass die hohen Anforderungen des § 11
BDSG erfüllt werden. Dies widerspricht in ge-
wissem Sinne der Idee des Cloud Computing.
Denn dabei sollen ja freie EDV-Kapazitäten
genutzt werden, wo auch immer sie sich be-
finden. Ein Kompromiss bietet sich an durch
die geografische Eingrenzung. Denn inner-
halb der Europäischen Union sowie den
Ländern Norwegen, Island und Liechtenstein
gelten die deutschen Anforderungen an
Datenschutz und Datensicherheit als er-
füllt. 
Für das außereuropäische Ausland gilt dies
nicht. Deshalb raten Datenschutz-Exper-
ten davon ab, in diese Richtung mit Cloud
Computing zu beginnen. Allerdings zeichnet
sich ab, dass potenzielle Anbieter von Cloud
Computing-Leistungen bereit sind, ihren
Kunden die räumliche Begrenzung der Cloud
zu garantieren. Je nach Anforderung stehen
die in Frage kommenden Rechenzentren

as Thema Cloud Computing - Rechnen
in der Wolke - beherrscht seit einiger

Zeit die Diskussion von IT-Experten, Verwal-
tungsfachleuten und Organisationsprofis.
Konkret geht es darum, IT-Kapazität - Soft-
warenutzung, Rechenleistung, Speicherka-
pazität - bei einem externen Dienstleister 
einzukaufen, der wiederum zugreift auf
viele dezentrale Ressourcen - zugänglich über
ein Netzwerk wie das Internet. Welche
Chancen im Cloud Computing liegen und
welche Anforderungen es stellt, war Mitte
Oktober 2010 Thema eines Seminars des Füh-
rungskräfte-Forums von Behörden-Spiegel
und Fraunhofer FOKUS.
Möglich ist das Cloud Computing durch
zwei technische Innovationen: die Virtuali-
sierung von Servern und die weltweite Ver-
netzung von Rechnern. Virtualisierung be-
deutet, dass auf einem PC mehrere Server -
jeder wie ein Anwendungsprogramm -

Besser und billiger
rechnen in der Wolke? 
Das Konzept des so genannten Cloud Computing verspricht 
ökonomische Vorteile, ist aber unter den Aspekten Datenschutz 
und Datensicherheit nicht für alle Anwendungen geeignet

D

� Weltweite Computer-Vernetzung schafft neue Möglichkeiten der Datenverarbeitung, 
generiert aber auch Risiken
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dann in EU-Staaten oder auch nur in Deutsch-
land. 
Überhaupt muss, wer sein Heil in der „Wol-
ke“ sucht, nicht immer die Gesamtheit aller
Rechenzentren weltweit in den Blick nehmen.
Möglich ist auch die so genannte Private
Cloud - ein Rechnerverbund innerhalb einer
Organisation oder zwischen Partner-Orga-

nisationen. Je kleiner dieser Verbund ist, des-
to geringer fällt der Effizienzgewinn aus - ver-
glichen mit einer theoretisch grenzenlo-
sen Cloud. Diskutiert werden auch Mischfor-
men zwischen öffentlicher und privater
Cloud - die so genannte Hybrid Cloud. Dabei
würden datenschutzrechtlich sensible Da-
ten in der hausinternen „Wolke“ verarbeitet,
die unproblematischen Daten aber in der öf-
fentlichen.

MEHRERE VERTRÄGE 

Große Bedeutung hat beim Cloud Compu-
ting die Vertragsgestaltung. Die Krux dabei:
es gibt noch keine Vertragsform für diese
Dienstleistung. Eine Abmachung für Cloud
Computing bestünde somit aus einem Miet-
vertrag etwa für Speicherplatz, einem Werk-
vertrag beispielsweise für Anpassung von
Software und einem Dienstvertrag, in dem
Rechenleistung und Zugriffsgeschwindigkeit
festgelegt sind. 
Auch muss geklärt werden, was mit den Da-
ten passiert, wenn der Cloud-Dienstleister
insolvent wird oder wenn der Auftraggeber
zu einem anderen Dienstleister wechseln will.
Denn Datenverlust oder Daten-Manipulati-
on ist das schlimmste, was einer öffentlichen
Verwaltung passieren könnte. Nicht zuletzt
stellt sich die Frage, nach welchem Recht der
Vertrag geschlossen und im Streitfall verhan-
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• Cloud Computing (= Rechnen in der Wol-
ke) bedeutet Einkauf von IT-Leistungen –
Softwarenutzung, Rechenleistung, Speicher-
kapazität - bei einem externen Dienstleister,
der sich auf viele dezentrale Ressourcen - zu-
gänglich über ein Netzwerk - stützt.

• Cloud Computing ist noch nirgendwo umge-
setzt, wird aber intensiv diskutiert unter den
Gesichtspunkten „Flexibilität“ und „Kosten-
senkung“.

• Cloud Computing setzt Virtualisierung - al-
so Entkopplung der logischen Server von den
physischen Rechnern - in den Rechenzentren
voraus. 

• Cloud Computing erfordert hochgradige
Standardisierung von Anwendungssoftware
und Service-Programmen.

• Cloud Computing ist datenschutzrechtlich
problematisch und eignet sich daher eher für
nicht personenbezogene Daten.

• Die rechtlichen Voraussetzungen für Cloud
Computing sind derzeit praktisch nur in
der EU gegeben. 

Weitere Informationen 
im Internet unter 
www.fuehrungskraefte-forum.de , 
Rubrik Vergangene Veranstaltungen / 
2010 / Oktober 2010 - Bonn

delt wird. Schließlich ist Cloud Computing
- dem Wesen nach - eine internationale
Dienstleistung.
Noch ist Cloud Computing in der öffentlichen
Verwaltung Zukunftsmusik. Ohnehin muss
eine Voraussetzung erst erfüllt werden: die
hochgradige Standardisierung von Anwen-
dungsprogrammen. Denn bisher nutzen
viele Kommunen zwar dieselbe Software vom
selben Hersteller, aber speziell an ihre Gege-
benheiten angepasst.
Wohl mehren sich Stimmen, die in Cloud
Computing mittelfristig einen Ersatz etwa
für die kommunalen Gebietsrechenzentren
erkennen wollen. Diese sehen sich wieder-
um als Vorreiter des Cloud Computing in sei-
ner Variante der Private Cloud. Denn in den
Rechenzentren werden seit jeher DV-Lastspit-
zen der einzelnen Kommunen abgefangen
und gleichmäßig auf die Rechner verteilt.
Durch Verbünde mehrerer Rechenzentren ist
die nutzbare „Wolke“ stetig gewachsen,
ohne dass Datensicherheit und -verfügbar-
keit darunter gelitten hätten. (mle)

as neue GEOportal.NRW ist online.
Unter www.geoportal. nrw.de

können sich Wirtschaft, Verwaltung
und Bürger/innen im Internet etwa
über Geografie, Lebensräume und
Schutzgebiete, Infrastruktur und Land-
nutzung sowie Flora und Fauna des
Landes informieren. Zentrale Bausteine
des Portals sind der GEOkatalog und
der GEOviewer. Der GEOkatalog er-
möglicht die Suche nach digitalen Da-
ten von Kommunen und Landesbehör-
den. Sofern der Anbieter die Geodaten
grafisch über das Internet bereitstellt,
können sie im GEOviewer angezeigt
werden. Jede öffentliche Verwaltung
kann auf dem Portal Daten einstellen
oder entsprechend verlinken. Das Por-
tal bildet den Grundstein zur techni-
schen Umsetzung der EU-Richtlinie IN-
SPIRE zur Schaffung einer EU-weiten
Geodaten-Infrastruktur.

ZENTRALER ZUGANG ZU NRW-GEODATEN

D
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28 STÄDTE- UND GEMEINDERAT 11/2010

ments wählen dann ihre Favoriten. In der Ka-
tegorie „Umwelt“ erhielt der SPD-Abgeord-
nete Jo Leinen den ersten Preis. 

Europäische und US-
amerikanische Städte für
Klimaschutz
Die Präsidentin des EU-Ausschusses der Re-
gionen, Mercedes Bresso, und die Präsiden-
tin der US-Bürgermeisterkonferenz, Elisa-
beth B. Kautz, haben am 5. Oktober 2010 in
Brüssel eine Absichtserklärung zur Zusam-
menarbeit im Klimaschutz unterzeichnet.
Auf beiden Seiten des Atlantiks sollen be-
schleunigt Maßnahmen in Städten und Ge-
meinden umgesetzt werden, die zur Verbes-
serung der Energieeffizienz von Gebäuden,
zur Förderung erneuerbarer Energieträger
und zur nachhaltigen innerstädtischen Mo-
bilität beitragen. Auch die Bürger sollen zur
Änderung ihres Verhaltens bewegt sowie
Regional- und Kommunalpolitiker darin be-
stärkt werden, im Vorfeld des UNO-Klima-
gipfels in Cancún im Dezember 2010 ihre
Forderungen zu äußern.

Schüler bei „Begegnung
mit Osteuropa“
Im Rahmen des Wettbewerbs „Begegnung
mit Osteuropa“ ruft das NRW-Ministerium
für Schule und Weiterbildung Schülerinnen
und Schüler auf, Kunst, Musik, Literatur, Po-
litik, Geschichte, Geografie und Informatik

Europäische Woche
der Kommunen und
Regionen

Brüssel stand vom 4. bis 7. Okto-
ber 2010 im Zeichen der europä -
ischen Kommunen und Regionen.
Unter dem Motto „Europa 2020:
Wettbewerbsfähigkeit, Koopera-
tion und Zusammenhalt für alle
Regionen“ hatten die Europäi-
sche Kommission und der Aus-
schuss der Regionen zum achten
Mal zu der jährlich stattfinden-
den Europäischen Woche der
Kommunen und Regionen, den so genann-
ten Open Days, eingeladen. Mehr als 6.000
europäische, nationale sowie regionale und
lokale Entscheidungsträger, Akteure aus der
Praxis sowie Vertreter der Wirtschaft, der
Zivilgesellschaft und der Wissenschaft dis-
kutierten in 130 Seminaren und Podiums-
gesprächen über die Themen Wettbewerb,
Zusammenarbeit und Kohäsion.

Dormagen und Uedem
GreenLight-Partner der EU
Die Stadt Dormagen und die Gemeinde Ue-
dem sind von der Europäischen Union als
GreenLight-Partner ausgezeichnet worden.
Sie erhielten die Partnerurkunde für ihre in-
novativen und energieeffizienten Stadtbe-
leuchtungskonzepte. Dormagen hat in nur

13 Monaten die öffentliche Stra-
ßenbeleuchtung im Rahmen ei-
nes Energiespar-Contracting mo-
dernisiert. Mit dem Austausch
veralteter Quecksilberdampf-
hochdrucklampen durch Na-
triumdampfhochdrucklampen
spart die Stadt jährlich mehr als
1,3 Mio. Kilowattstunden Strom
und damit Energiekosten von et-
wa 140.000 Euro. Uedem spart
durch den Einbau von Leuchten
mit neuen Vorschaltgeräten und
energetisch optimierten Leucht-
mitteln jährlich rund 180.000 Ki-
lowattstunden Strom ein und so-

mit mindestens 21.500 Euro.

Jo Leinen Europäer des
Jahres 2010

Der deutsche Europaabgeordnete und Vorsit-
zende des Umweltausschusses im Europäi-
schen Parlament, Jo Leinen, wurde zum „Eu-
ropaabgeordneten des Jahres 2010“ gewählt.
Bei der Preisverleihung Ende September 2010
in Brüssel wurde damit das besondere Enga-
gement Leinens für den Klima- und Umwelt-
schutz auf internationaler Ebene gewürdigt.
Der „MEP Award“ wird jährlich in 14 Katego-
rien vom Parliament Magazine vergeben. Ei-
ne unabhängige Jury aus Vertretern von
Nichtregierungs-Organisationen macht Vor-
schläge für preiswürdige KandidatInnen. Al-
le 736 Abgeordnete des Europäischen Parla-

zusammengestellt von 
Barbara Baltsch, 

Europa-Journalistin, 
E-Mail: barbara.baltsch@

kommunen-in-nrw.de

E U R O PA -
N E W S

BÜCHER / EUROPA-NEWS

läuterungen zu den weiteren Regelungen ab § 4
erfolgen mit der 83. Ergänzungslieferung. 
Az.: I/1 047-00-1 

Rechtsvorschriften in 
Nordrhein-Westfalen
v. Prof. Dr. Ernst Pappermann, 62. Ergänzungslie-
ferung, Stand: Sommer 2007, 410 S., in Schlaufe,
17,50 Euro, ISBN 3-406-56904-3, Grundwerk mit
eingeordneter 62. Ergänzungslieferung, rund
4.080 S., im Ordner, 56 Euro, ISBN 3-406-45952-2

Das Werk enthält eine Sammlung von rund 140
Bundes- und Landesgesetzen, Rechtsverordnun-
gen und Verwaltungsvorschriften. Vorrangig be-
rücksichtigt werden die Bedürfnisse der Studenten
und Dozenten der Fachhochschule für öffentliche
Verwaltung sowie der Verwaltungs- und Wirt-
schaftsakademien. Aber auch für die Verwaltungs-
praxis der Behörden des Landes und der Kommu-
nen ist der „Pappermann" hervorragend geeignet.
Die 62. Ergänzungslieferung bringt die Samm-

Beihilfenrecht 
Nordrhein-Westfalen
Unterstützungsgrundsätze, Vorschussrichtlinien,
Kommentar v. Karl-Heinz Mohr, Ministerialrat a. D., u.
Horst Sabolewski, Regierungsdirektor im Finanzmi-
nisterium des Landes NRW, 82. Ergänzungslieferung,
Stand Juni 2010, 338 S., 77 Euro, Loseblattausgabe
inkl. Zugang zur Online-Datenbank, Grundwerk ca.
3.100 S., Format DIN A 5, in zwei Ordnern, 128 Euro
bei Fortsetzungsbezug, 198 Euro bei Einzelbezug.
ISBN 3-7922-0153-4 Verlag Reckinger, Siegburg

In der 82. Ergänzungslieferung (Stand Juni 2010)
zum Kommentar Beihilfenrecht Nordrhein-West-
falen werden die zur Verordnung über Beihilfen in
Geburts-, Krankheits-, Pflege- und Todesfällen (Bei-
hilfenverordnung NRW - BVO NRW) vom 5. No-
vember 2009 - abgedruckt im Teil A 22/95 - ergan-
genen Verwaltungsvorschriften vom 22. April 2010
wiedergegeben. Darüber hinaus enthält die Er-
gänzungslieferung eine eingehende Kommentie-
rung der §§ 1 bis 3 der neuen Verordnung. Die Er-

lung auf den Stand Sommer 2007. Änderungen
des nordrhein-westfälischen Landesrechts betref-
fen vor allem das Polizeigesetz NRW und das Ab-
geordnetengesetz NRW. Bundesrechtliche Ände-
rungen betreffen u. a. das Bundesbeamtengesetz,
das Bundesimmissionsschutzgesetz sowie das
Wasserhaushaltsgesetz.
Das Werk richtet sich an Verwaltungsbehörden in
Nordrhein-Westfalen, Studenten und Dozenten
der Fachhochschule für Öffentliche Verwaltung
sowie der Verwaltungs- und Wirtschaftsakade-
mien in Nordrhein-Westfalen. Weitere Informatio-
nen zu dem Titel finden sich im Internet unter
www.beck-shop.de .
Az.: II/1 

Praxis des E-Government
in Baden-Württemberg
Hrsg. v. Alcatel-Lucent Stiftung für Kommunikati-
onsforschung, Gemeindetag Baden-Württemberg,
Innenministerium Baden-Württemberg, Stiftung
der Württembergischen Gemeinde-Versicherung 

6-32_StGRat11_2010  22.10.10  09:00  Seite 28



fungskompetenz durch
den Bundesrechnungs-
hof geregelt. Der Bund
kann danach in Einzelfäl-
len weitergehende Nach-
weise verlangen und bei
Ländern und Kommunen
Bücher, Belege und sons-
tige Unterlagen einsehen
sowie örtliche Erhebun-
gen durchführen. Der
Bundesrechnungshof
prüft danach gemeinsam
mit dem jeweiligen Lan-
desrechnungshof im Sin-
ne von § 93 der Bundeshaushaltsordnung, ob die
Finanzhilfen zweckentsprechend verwendet wur-
den. Dazu kann er auch Erhebungen bei Ländern
und Kommunen durchführen.
Die Regierungen der Länder Baden-Württemberg,
Nordrhein-Westfalen, des Saarlandes, des Frei-
staates Bayern und des Freistaates Sachsen sowie
der Senat der Freien und Hansestadt Hamburg
halten § 6a Satz 1, Satz 3 und 4 ZuInvG für verfas-
sungswidrig und haben im abstrakten Normen-
kontrollverfahren die Feststellung der Nichtigkeit
der beanstandeten Vorschriften beantragt. Für
die dem Bund danach zukommenden aktiven ört-
lichen Kontroll- und Erhebungsrechte fehle es an
einer grundgesetzlichen Ermächtigungsgrundla-
ge. Sie verletzten daher den Grundsatz der Haus-
haltsautonomie der Länder. Zudem würden dem
Bundesrechnungshof neue eigenständige Prü-
fungsrechte eingeräumt, die seinen verfassungs-
rechtlich bestimmten Prüfungsraum überschrit-
ten. 
Das Bundesverfassungsgericht hat entschieden,
dass die Bestimmungen des § 6a Satz 1 und 4 Zu-
InvG aufgrund fehlender Bundeskompetenz mit
der Verfassung teilweise unvereinbar sind, wäh-
rend § 6a Satz 3 ZuInvG mit dem Grundgesetz im
Einklang steht. Die in § 6a Satz 1 ZuInvG vorgese-
hene Bundesbefugnis einer Informationsbeschaf-
fung bei den Landesverwaltungen - einschließlich
der Kommunalverwaltungen - berührten den
Grundsatz der Unabhängigkeit der Haushalts-
wirtschaft von Bund und Ländern gemäß Art. 109
Abs. 1 GG und die grundsätzliche Länderkompe-
tenz gemäß Art. 30 GG. Sie bedürften daher eines
grundgesetzlichen Kompetenztitels. 
Eine solche Bundeskompetenz bestehe nur inso-
weit, als der Bund nach § 6a Satz 1 ZuInvG zu ört-
lichen Erhebungsmaßnahmen bei den Ländern
und Kommunen ermächtigt wird, die der Prüfung
eines Rückforderungs- bzw. Haftungsanspruchs
nach § 7 Abs. 1 ZuInvG und Art. 104a Abs. 5 Satz 1
2. Halbsatz GG dienen. Soweit § 6a Satz 1 ZuInvG
dem Bund darüber hinausgehende Befugnisse
einräumt, sei die Norm verfassungswidrig und
nichtig. 
Art. 104b Abs. 2 Satz 1 GG ermächtige den Bund
nur, das Nähere zu den Voraussetzungen der von
ihm gewährten Finanzierungshilfen an die Länder,
insbesondere die Art der zu fördernden Investitio-

Zensusgesetz 2011

Das Bundesverfassungsgericht hat eine gegen das
Zensusgesetz 2011 (ZensG) gerichtete Verfassungs-
beschwerde nicht zur Entscheidung angenommen.
Die Verfassungsbeschwerde genügt nicht den An-
forderungen, die das Bundesverfassungsgerichts-
gesetz an die Begründung einer Verfassungsbe-
schwerde stellt (nichtamtliche Leitsätze).

BVerfG, Beschluss vom 21. September 2010

- Az.: 1 BvR 1865/10 -

Bei Rechtsnormen reicht es regelmäßig nicht aus,
das gesamte Gesetz zum Gegenstand einer Verfas-
sungsbeschwerde zu machen. Notwendig ist viel-
mehr die exakte Bezeichnung der mit der Verfas-
sungsbeschwerde angegriffenen Bestimmungen.
Die Beschwerdeführer wenden sich dagegen mit
ihrer Verfassungsbeschwerde zunächst gegen das
Zensusgesetz 2011 insgesamt und beantragen, die-
ses als solches für unvereinbar mit ihren Grund-
rechten zu erklären, ohne die angegriffenen Rege-
lungen im Einzelnen zu benennen. Soweit sie in 
ihrer Beschwerdebegründung darüber hinaus aus-
führen, die im Rahmen des Zensus 2011 vorgesehe-
ne Datenerhebung und -zusammenführung nach
den §§ 3 bis 9 ZensG seien ein nicht zu rechtferti-
gender Grundrechtseingriff, reicht die undifferen-
zierte Nennung dieser Vorschriften angesichts 
ihres umfangreichen und detaillierten Regelungs-
gehalts für eine hinreichende Bezeichnung des
an gegriffenen Hoheitsakts nicht aus. 
Des Weiteren lässt die Begründung der Verfas-
sungsbeschwerde auch die Möglichkeit einer
Grundrechtsverletzung durch die angegriffenen
Regelungen nicht hinreichend erkennen. Die Be-
schwerdeführer rügen in erster Linie eine Verlet-
zung ihres Rechts auf informationelle Selbstbe-
stimmung, ohne darzulegen, welche Eingriffe in
dieses Grundrecht der Zensus 2011 näher mit sich
bringt, d. h. welches Gewicht ihnen im Einzelnen
zukommt und aufgrund welcher Auswirkungen
diese Eingriffe den Anforderungen der Rechtspre-
chung oder dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz
nicht genügen sollen. 

Prüfungskompetenz des
Bundesrechnungshofs
Die Bestimmungen des § 6a Satz 1 u. 4 Zukunftsin-
vestitionsgesetz (ZuInvG) sind wegen fehlender
Bundeskompetenz mit der Verfassung teilweise
unvereinbar, während die ebenfalls angegriffene
Regelung des § 6a Satz 3 ZuInvG mit dem Grund-
gesetz im Einklang steht (nichtamtlicher Leitsatz).

BVerfG, Beschluss vom 7. September 2010

- Az.: 2 BvF 1/09 -

In § 6a ZuInvG, welches die bundesrechtliche Um-
setzung des Konjunkturpakets II ist, ist eine Prü-
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der osteuropäischen Länder zu erkunden
sowie die Ergebnisse in Gestalt textorien-
tierter oder künstlerischer Arbeiten ein-
zureichen. Teilnehmen können Allgemein-
bildende Schulen, Berufsbildende Schu-
len, Förderschulen und Schulen des Zwei-
ten Bildungsweges in NRW. Mitmachen
können aber auch Schüler osteuropäischer
Schulen mit deutschsprachigem Unter-
richt, insbesondere wenn sie partner-
schaftliche Beziehungen zu Schulen in
NRW haben. Einsendeschluss ist der 31. Ja-
nuar 2011. Weitere Informationen gibt es
auf der Internetseite www.schuelerwett-
bewerb.eu .

Europäische Woche für
nachhaltige Energie
Der Europäische Rat der Gemeinden und
Regionen Europas (RGRE) ruft die lokalen
und regionalen Gebietskörperschaften auf,
sich mit einem Tag der Energie an der Eu-
ropäischen Woche für nachhaltige Energie
zu beteiligen, die vom 11. bis 15. April 2011
europaweit stattfindet. Der Fantasie sind
dabei keine Grenzen gesetzt. Mögliche Ak-
tivitäten reichen von Ausstellungen, Konfe-
renzen und Online-Events bis hin zu Perfor-
mances, Workshops und Medienkampa-
gnen. Kommunen und Regionen können
ihre Initiativen online einstellen. Weitere In-
formationen gibt es auf der Internetseite
der EU Sustainable Energy Week unter
www.eusew.eu . ●

a. G., 564 S., 48 Euro, kartoniert, Richard Boor-
berg Verlag, ISBN 3-415-04504-0

Das Buch bietet eine aktuelle Bestandsaufnah-
me des E-Government in Baden-Württemberg.
Hierbei werden in Einzelbeiträgen zahlreicher
Autoren umfassende E-Government-Lösungen
insbesondere aus der kommunalen Praxis prä-
sentiert. Die Realisierung ganzheitlicher Lösun-
gen sowie erfolgreiche Kooperationsmodelle
zwischen Kommunen und Staat werden aufge-
zeigt. Zugleich werden Chancen, Strategien und
Zukunftsoptionen des kommunalen wie auch
staatlichen E-Government dargelegt. 
Ein besonderes Kapitel ist dem einheitlichen
Kundenservice über Bürgerportale im Internet
gewidmet. Das Buch kann vor allem Führungs-
kräften aus Verwaltung und Wirtschaft einen
umfassenden Überblick und hilfreiche Empfeh-
lungen für die optimale und innovative Neuge-
staltung von Geschäftsprozessen liefern und
ist daher sicherlich auch über die Landesgren-
zen Baden-Württembergs hinaus von Interesse.
Az.: I/2 085-00 ●
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nen, gesetzlich zu regeln, enthalte aber keine Er-
mächtigung zu Regelungen, die dem Bund Ver-
waltungsbefugnisse gegenüber den Ländern ein-
räumen. 
Schließlich könne § 6a Satz 1 ZuInvG nicht als
Ausprägung der Bundesaufsicht gemäß Art. 84
Abs. 3 GG verstanden werden, da sie nicht der
Einheitlichkeit der Gesetzesausführung durch die
Länder diene, sondern der Kontrolle der Ausga-
benpraxis ihrer Verwaltungsbehörden. 
Jedoch hat der Bundesgesetzgeber nach Art. 104a
Abs. 5 GG die Möglichkeit, der Bundesverwaltung
die Befugnis einzuräumen, zum Zwecke der Fest-
stellung eines Haftungsanspruchs und unter der
Voraussetzung, dass aufgrund konkreter Tatsa-
chen ein solcher Anspruch möglich erscheint, bei
den Landesverwaltungen Berichte anzufordern,
Akten beizuziehen und Unterlagen einzusehen.
Dazu könne die Bundesverwaltung sich unmittel-
bar an nachgeordnete Behör-
den auch der Länder und Kom-
munalverwaltungen wenden
und örtliche Erhebungen
durchführen. § 6a Satz 1 Zu-
InvG sei daher verfassungsge-
mäß, soweit die darin vorge-
sehenen Befugnisse der Wahr-
nehmung dieser Kompetenz
dienen und auf Einzelfälle be-
schränkt bleiben. 
Auch die Erhebungen des Bun-
desrechnungshofs bei Ländern
und Kommunen gemäß § 6a
Satz 4 ZuInvG berührten die
grundsätzliche Zuständigkeit
der Länder und bedürften da-
her einer Ermächtigung im Grundgesetz. 
Nach Art. 114 Abs. 2 Satz 1 GG ist der Bundesrech-
nungshof zur Rechnungsprüfung sowie zur Prü-
fung der Wirtschaftlichkeit und Ordnungsmäßig-
keit der Haushalts- und Wirtschaftsführung des
Bundes ermächtigt. Unter Berücksichtigung der
Haushaltsautonomie der Länder rechtfertige Art.
114 Abs. 2 Satz 2 GG jedoch Erhebungsbefugnisse
des Bundesrechnungshofs bei Ländern und Kom-
munen im Falle der Gewährung von Finanzhilfen
nur in dem Umfang, in dem dem Bund Verwal-
tungskompetenzen zukommen. Eine solche gene-
relle Verwaltungskompetenz liege hier nicht vor.
Die Vorschrift des § 6a Satz 3 ZuInvG ist dagegen
mit dem Grundgesetz vereinbar. Denn der dem
Bundesrechnungshof darin erteilte Auftrag, ge-
meinsam mit dem jeweiligen Landesrechnungs-
hof die zweckentsprechende Verwendung der Fi-
nanzhilfen zu prüfen, berühre nicht den Kompe-
tenzbereich der Länder. 

Wechsel von Beamten der
früheren Versorgungsämter
Die Beamten der früheren Versorgungsämter sind
nicht auf Kreise, kreisfreie Städte und die Land-
schaftsverbände übergegangen, die seit der Auflö-

sung der 11 nordrhein-westfälischen Versorgungs-
ämter zum 1. Januar 2008 für die Aufgaben der Ver-
sorgungsverwaltung zuständig sind (nichtamtli-
cher Leitsatz).

OVG NRW, Urteil vom 7. September 2010

- Az.: 6 A 2077/08, 6 A 3164/08, 6 A 3249/08, 6 A

2144/08 -

Geklagt hatten unter anderem zwei Beamte eines
früheren Versorgungsamtes, die seit dem 1. Janu-
ar 2008 beim Landschaftsverband Westfalen-Lip-
pe bzw. beim Kreis Minden-Lübbecke tätig sind,
sowie eine Beamtin, die von einem Versorgungs-
amt zum Landschaftsverband Rheinland in Köln
wechseln musste. Sie hatten - wie viele andere -
hiergegen zunächst vor den Verwaltungsgerich-
ten einstweilige Anordnungen erwirkt. 
Das OVG hatte im Beschwerdeverfahren dage-

gen aufgrund einer Fol-
genabwägung zu Lasten
der Beamten entschieden,
weil es im überwiegenden
Interesse der Allgemein-
heit erforderlich sei, dass
die Beamten vorerst bis
zur endgültigen Klärung
im Hauptsacheverfahren
dort ihren Dienst verrich-
teten, wo die Aufgaben
auch tatsächlich anfielen.
Im Hauptsacheverfahren
hatten die Klagen der Be-
amten zunächst vor den
Verwaltungsgerichten
Düsseldorf und Minden

Erfolg. Das OVG hat die dagegen eingelegten Be-
rufungen nunmehr zurückgewiesen. 
Zur Begründung hat der 6. Senat ausgeführt, die
Beamten seien nicht - wie vom Gesetz vorgesehen
- kraft Gesetzes auf die neuen kommunalen Auf-
gabenträger übergegangen, weil sich aus dem
Gesetz nicht ergebe, welche Beamten auf wel-
che Körperschaften übergehen sollten. Das Land
hatte nicht jedem einzelnen Betroffenen gegen-
über verfügt, wohin er wechseln musste, sondern
lediglich im Ministerium für Arbeit, Gesundheit
und Soziales nach einem Punktekatalog mit Sozi-
alkriterien einen so genannten Zuordnungsplan
erstellt, in dem die Beamten namentlich den neu-
en Dienstherren zugeordnet waren. Dieser Zu-
ordnungsplan, so das OVG, sei nicht Bestandteil
des Gesetzes geworden. Soweit das Land geltend
mache, das Gesetz verweise auf ihn, sei dies dem
Gesetz nicht zu entnehmen und auch aus verfas-
sungsrechtlichen Gründen nicht möglich. 
Mit gleicher Begründung hat das OVG auch der
Klage eines bisher bei der Bezirksregierung Düs-
seldorf tätigen Beamten stattgegeben, der nach
einem ähnlichen Gesetz zur Kommunalisierung
der Umweltverwaltung zum 1. Januar 2008 auf die
Stadt Remscheid übergehen sollte. Der Senat hat
die Revision zum Bundesverwaltungsgericht zu-
gelassen. ●
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Wie lange schieben Sie schon eine Badmodernisierung vor

sich her? Genau, bereits mehrere Jahre sind von der 

Idee bis zur Entscheidung für das neue Bad vergangen. Eine

unverzichtbare Beratungs-und Planungshilfe für das 

neue Wunschbad ist einmal mehr die aktuelle Ausgabe des

Trendmagazins wohnbaden. Im Heft findet der Leser 

ausgeklügelte Ideen und Anregungen zu vielfältigen Bad -

lösungen für jeden Grundriss – vom Mini- bis zum Luxusbad. 

Und dazu noch jede Menge Tipps rund um neueste 

Produkt serien, Materialien sowie Techniken für anspruchs-

volle und realisierbare Wohnbäder.

Das Trendmagazin wohnbaden kostet  5 €, 

bei größeren Stückzahlen Preis auf Anfrage.

NEUE LEBENSQUALITÄT

FOTO: STUDIO CASA

Die aktuelle Ausgabe „Winter 2010/2011“ erhalten Sie ab Mitte November am Kiosk oder direkt bei
der Krammer Verlag Düsseldorf AG, Telefon 0211/9149-3, Fax 0211/9149 450, vertrieb@krammerag.de
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Prof. Dr.-Ing. Rudolf Rawe: HANDBUCH GASINSTALLATION IN WOHNGEBÄUDEN

Verantwortungsvolles Arbeiten an Gasanlagen er-

fordert breites und aktuelles Fachwissen. Das Buch

stellt dieses Wissen bereit. 

Ausgehend von den Brenneigenschaften der Gase

werden die Leitungsanlage, die Gasbrenner und die

moderne, umweltfreundliche und energiesparende

Gerätetechnik vorgestellt. Die sich daraus ergeben-

den Konsequenzen für die Abgasabführung und die

Verbrennungsluftversorgung werden ausführlich er-

läutert. Den Grundlagen des Immissionsschutzes ist

ein eigenes Kapitel gewidmet. 

Der Stoff des Buches wird auch für Praktiker in ver-

ständlicher Form dargestellt. Umfangreiche Be-

rechnungen werden auf das für die Praxis notwen-

dige Maß reduziert und anhand von Beispielen

erläutert. Der heutige Stand der Technik wird durch

die Schilderung der Entwicklungsstufen nachvoll-

ziehbar. Die Beschreibung der physikalisch-techni-

schen Hintergründe erleichtert das Verständnis  des

Gesetz- und Regelwerkes.

Das Buch wendet sich an Auszubildende und Stu-

dierende im Bereich der technischen Gebäudeaus-

rüstung um Fachwissen zu erwerben sowie an die

ausführenden Facharbeiter über den veantwortlichen

Meister bis hin zum planenden Ingenieur um das

Fachwissen zu aktualisieren.

Aktuelles Fachwissen

1. Auflage, November 2001, 

160 Seiten, 35,- €, ISBN 3-88382-078-4

Coupon an die 

Krammer Verlag Düsseldorf AG

Postfach 17 02 35  •  40083 Düsseldorf

Fax 02 11/9 14 94 80

Senden Sie mir das Buch 

Gasinstallation in Wohngebäuden von Rudolf Rawe

zum Preis von 35 € 8 Tage unverbindlich 

zur Ansicht – danach übernehme ich das Buch.
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